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GERSEMANN Rechtsanwalte

A. Sachverhalt und Gutachtenauftrag

Gegenstand des vorliegenden Gutachtens ist der mit der Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze
GmbH (im Folgenden: SWU) im Rahmen des Konzessionsvergabeverfahrens Strom der Stadt
Ulm (im Folgenden: Stadt) verhandelte Stromkonzessionsvertrag.

Zentraler Vertragsgegenstand des Konzessionsvertrags ist die auf der Grundlage von § 46
Abs. 2 EnWG erfolgende Einrdumung von Wegenutzungsrechten zugunsten eines Energie-
versorgungsunternehmens, hier der SWU, fuir das Gemeindegebiet der Stadt. Die EinrGumung
von Wegenutzungsrechten erfolgt zur Verlegung und zum Betrieb von Stromversorgungslei-
tungen und Zubehor.

Fur den Abschluss von Konzessionsvertragen durch die Stadt gelten in Baden-Wirttemberg
die in 8 107 Abs. 1 der Gemeindeordnung fur Baden-Wirttemberg (GemO) aufgestellten An-
forderungen. 8§ 107 Abs. 1 GemO hat folgenden Wortlaut:

.Die Gemeinde darf Vertrage tber die Lieferung von Energie oder Wasser
in das Gemeindegebiet sowie Konzessionsvertrage, durch die sie einem
Energieversorgungsunternehmen oder einem Wasserversorgungsunter-
nehmen die Benutzung von Gemeindeeigentum einschliel3lich der 6ffent-
lichen StraRen, Wege und Platze fur Leitungen zur Versorgung der Ein-
wohner Uberlasst, nur abschlieBen, wenn die Erfullung der Aufgaben der
Gemeinde nicht gefahrdet wird und die berechtigten wirtschaftlichen Inte-
ressen der Gemeinde und ihrer Einwohner gewahrt sind. Hieriliber soll
dem Gemeinderat vor der Beschlussfassung das Gutachten eines unab-
hangigen Sachverstandigen vorgelegt werden.”

Dieses in § 107 Abs. 1 S. 2 GemO geforderte Gutachten eines unabhéngigen Sachverstandi-
gen soll mit dem vorliegenden Gutachten erstattet werden. Der Gutachtenauftrag besteht dem-
nach in der Untersuchung des mit der SWU verhandelten Stromkonzessionsvertrages (im Fol-
genden: Konzessionsvertrag) am Mal3stab des § 107 Abs. 1 S. 1 GemO.

B. Rechtliche Wirdigung

Der vorliegende Konzessionsvertrag unterfallt zweifellos der Regelung des 8§ 107 Abs. 1
S. 1 GemO. Es handelt sich um einen sogenannten Konzessionsvertrag, durch den die Stadt
einem Energieversorgungsunternehmen, hier der SWU, die Benutzung von Gemeindeeigen-
tum einschlie3lich der 6ffentlichen Stral3en, Wege und Platze fir die Verlegung und den Be-
trieb von Leitungen zur Versorgung der Einwohner mit Strom gestattet (vgl. 8§ 2 Abs. 1 des
Konzessionsvertrages). Nahere rechtsgutachtliche Untersuchung erfordert allein die Frage, ob
der Vertragsentwurf den Anforderungen genugt, die 8 107 Abs. 1 S. 1 GemO an den Abschluss
eines Konzessionsvertrages durch die Stadt stellt.
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Rechtlicher MalRstab

Nach dem Wortlaut von § 107 Abs. 1 S. 1 GemO ist Voraussetzung fir den Vertragsabschluss
durch die Gemeinde, dass die Erfullung der Aufgaben der Gemeinde nicht gefahrdet wird und
die berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Gemeinde und ihrer Einwohner gewahrt sind.

Eine erste Teilvoraussetzung ist damit, dass die Erfillung der Aufgaben der Gemeinde
nicht geféahrdet wird. Zunachst sind die gemeindlichen Aufgaben im eigentlichen Gegen-
standsbereich des Konzessionsvertrages in den Blick zu nehmen. Es darf die Erfiillung der
gemeindlichen Aufgaben im Bereich der 6rtlichen Energieversorgung, d.h. hier im Bereich der
ortlichen Stromversorgung, nicht gefahrdet werden.

Diese gemeindlichen Aufgaben haben ihre Grundlage in der verfassungsrechtlichen Gewéhr-
leistung der kommunalen Selbstverwaltung (Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz, Art. 71 Abs. 1 Ver-
fassung des Landes Baden-Wirttemberg). Es ist anerkannt, dass zu den verfassungsrechtlich
garantierten Aufgaben der kommunalen Selbstverwaltung auch die Sicherstellung der Versor-
gung der Einwohner mit leitungsgebundener Energie zahlt, worunter namentlich die leitungs-
gebundene Versorgung mit Gas und Strom fallt.!

Das Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) trennt seit 2005 strikt zwischen Netzbetrieb und Ver-
sorgung i.e.S. Die Verantwortung fur die Gebietsversorgung wird nicht mehr durch die Bestim-
mung eines allgemeinen Versorgers im Konzessionsvertrag, sondern durch die Ermittlung des
sogenannten Grundversorgers nach § 36 EnWG zugewiesen; im Ubrigen erfolgt die Beliefe-
rung der Letztverbraucher mit Energie im Wettbewerb. Damit beschrankt das EnWG den Re-
gelungsgegenstand des Konzessionsvertrags; eine ,Versorgungskonzession* kann die Stadt
nicht mehr vergeben.? Dementsprechend spricht das Gesetz auch begrifflich korrekt von
Wegenutzungsvertrdgen. Unbeschadet dessen hat sich im allgemeinen Sprachgebrauch der
Begriff ,Konzessionsvertrag" fir diese Vertrage gehalten.

Die gesetzlich so eingeschrankten Regelungsmdglichkeiten im Konzessionsvertrag beziiglich
der Energiebelieferung beschranken zugleich die, in Bezug auf den Vertragsinhalt, wahrzu-
nehmende gemeindliche Verantwortlichkeit, die sich damit gegenstandlich im Wesentlichen
auf den Netzbetrieb richtet. In Bezug auf den Netzbetrieb ist weiter zu berticksichtigen, dass
das EnWG dem durch Konzessionsvertrag bestimmten Betreiber eines ortlichen Verteilnetzes
besondere Pflichten der Netzanschluss- und Netzzugangsgewahrung (8 18 EnWG) auferlegt;
insoweit ist ebenfalls kein Spielraum mehr fir eine Wahrnehmung einer gemeindlichen Ener-
gieversorgungsaufgabe durch abweichende Konzessionsvertragsregelungen.

Als ein weiterer Teilbestandteil der gemeindlichen Aufgabe in der 6rtlichen Energieversorgung
kann auch die gemeindliche Verantwortlichkeit fur die Verwirklichung einer umweltvertragli-
chen und ressourcenschonenden ortlichen Energieversorgung angesehen werden. Die grund-
satzlich gebotene Rucksichtnahme auf die Wahrnehmung dieser gemeindlichen Teilaufgabe

1 vgl. BVerfG, NJW 1990, 1783; BVerwGE 98, 273 (275 ff.); BGHZ 119, 101 (105); 163, 296 (302); RhPfVerfGH, NvwZ 2000, 801

(803).

2 Pippke/GaRner, Neuabschluss, Verlangerung und Anderung von Konzessionsvertragen nach dem neuen EnWG, RdE 2006, 33 (37);
Albrecht in: Schneider/Theobald, Recht der Energiewirtschaft, 4. Aufl. 2013, § 9, Rn. 65.
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im Konzessionsvertrag ist allerdings ebenfalls nur in dem energiewirtschaftsrechtlich vorgege-
benen Rahmen maglich. Insoweit wird sie vor allem durch § 3 Konzessionsabgabenverord-
nung (KAV) begrenzt, der regelt, welche Leistungen neben oder anstelle von Konzessionsab-
gaben vereinbart oder gewahrt werden durfen. Nach 8 3 Abs. 2 Nr. 1 KAV ist im Konzessions-
vertrag insbesondere die Vereinbarung oder Gewahrung von unentgeltlichen oder verginstig-
ten Finanz- und Sachleistungen des Netzbetreibers unzulassig; hiervon unberthrt sind nur
Leistungen der Versorgungsunternehmen bei der Aufstellung kommunaler oder regionaler
Energiekonzepte oder fur MaRnahmen, die dem rationellen und sparsamen sowie ressourcen-
schonenden Umgang mit der vertraglich vereinbarten Energieart dienen, soweit sie nicht im
Zusammenhang mit dem Abschluss oder der Verlangerung von Konzessionsvertragen stehen.

Von der Regelung des § 107 Abs. 1 S. 1 GemO sind aber auch sonstige, aul3erhalb der ortli-
chen Energieversorgung liegende gemeindliche Aufgaben erfasst, deren Erfullung durch einen
energiewirtschaftsrechtlichen Konzessionsvertrag beeintrachtigt werden kann.

Eine wichtige einschlagige Aufgabe stellt insoweit die Wahrnehmung der gemeindlichen Pla-
nungshoheit, insbesondere der hierin verankerten gemeindlichen Bauleitplanung (vgl. 8 2 Abs.
1S. 1 BauGB), dar.3

Es liegt im gemeindlichen Interesse, dass der Vorrang inshesondere der gemeindlichen Bau-
leitplanung in dem Sinne gesichert wird, dass nicht das oOrtliche Verteilnetz die planerischen
Mdglichkeiten beschréankt, etwa der Ausweisung neuer Baugebiete entgegensteht, sondern
dass umgekehrt sichergestellt wird, dass die Energieversorgung den planerischen Vorstellun-
gen der Gemeinde folgt.* Dies wird regelmaBig durch Folge- und Folgekostenregelungen in
Konzessionsvertragen gewahrleistet.

Der Konzessionsvertrag muss zudem auf die gemeindliche Aufgabe der Sicherung des Ge-
meingebrauchs an den StraRen, Wegen und Platzen sowie auf die Notwendigkeiten der Inan-
spruchnahme des gemeindlichen Wegenetzes fir andere, hierauf angewiesene gemeindliche
Infrastrukturaufgaben, Ricksicht nehmen.® Das wird regelméaRig durch entsprechende Riick-
sichtnahme- und Koordinationsverpflichtungen in Konzessionsvertragen bericksichtigt.

Zweite Teilvoraussetzung nach § 107 Abs. 1 S. 1 GemO BW ist die Wahrung der berechtig-
ten wirtschaftlichen Interessen der Gemeinde und ihrer Einwohner.

Da die Wahrung der berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Gemeinde als eine eigen-
standige Anforderung formuliert wird, geht es dabei nicht um wirtschaftliche Interessen, die
hinter der Verfolgung sonstiger gemeindlicher Aufgaben (Bauleitplanung, Gewerbeansiedlung,
Wirtschaftsforderung, etc.) stehen, sondern um origindre, unmittelbare wirtschaftliche

8 Cronauge/Westermann, Kommunale Unternehmen, 5. Aufl. 2006, Rn. 321.
4vgl. zur Parallelregelung in Sachsen: Schlegeit in: PdK Sachsen, Sa B-1, SachsGemO § 101, 2.1.
5 Kunze/Bronner/Katz, Gemeindeordnung fiir Baden-Wiirttemberg, § 107, Rn. 32.
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Interessen in Bezug auf den Konzessionsvertrag. Damit zielt diese Anforderung auf die fir die
Gemeinde unmittelbar finanziell relevanten vertraglichen Vereinbarungen ab.®

Im Vordergrund stehen insoweit die sogenannten Konzessionsabgaben als Gegenleistung fir
die Gewahrung des Wegenutzungsrechts. Mit der Hohe der Konzessionsabgabe bewertet die
Gemeinde die Gegenleistung flr die Einraumung des Wegerechts, § 46 Abs. 1 S. 2 EnWG.”

Auch insoweit wird die kommunalrechtliche Beurteilung nach § 107 Abs. 1 S. 1 GemO durch
die einschlagigen energiewirtschaftsrechtlichen Vorgaben vorgepragt. § 46 Abs. 1 S. 2 EnWG
regelt fir den Abschluss von Wegenutzungsvertragen, dass die Gemeinden diesen ablehnen
koénnen, solange das Energieversorgungsunternehmen als Vertragspartner die Zahlung von
Konzessionsabgaben in Hohe der Hochstsatze nach § 48 Abs. 2 EnWG verweigert und eine
Einigung Uber die Hohe der Konzessionsabgaben noch nicht erzielt ist. Das bedeutet im Er-
gebnis, dass das EnWG die Stadt ausdriicklich zum Nichtabschluss eines Wegenutzungsver-
trages ermdchtigt, solange nicht die Hochstsatze der Konzessionsabgaben nach KAV verein-
bart sind. Im Umkehrschluss bedeutet dies einen eindeutigen Hinweis auf die Vereinbarung
zu den Hochstsatzen.

Zudem weisen die kommunalrechtlichen Haushaltsgrundséatze, namentlich die sogenannten
Einnahmebeschaffungsgrundsétze, wonach die Gemeinde die zur Erfillung ihrer Aufgaben
erforderlichen Einnahmen — soweit vertretbar und geboten — aus speziellen Entgelten fiir die
von ihr erbrachten Leistungen und (nur) im Ubrigen aus Steuern zu beschaffen hat (§ 78 Abs.
2 GemO), auf den Abschluss der Hochstsétze fiir die Konzessionsabgabe hin. AuRerdem wer-
den in der Praxis in Konzessionsvertragen die Hochstsatze der Konzessionsabgabe verein-
bart.® Dies sehen auch die Musterkonzessionsvertrage so vor.

Das wirtschaftliche Interesse von Gemeinden an der Erzielung dartiber hinausgehender Ge-
genleistungen st63t an rechtliche Grenzen. 8 3 KAV untersagt neben oder anstelle von Kon-
zessionsabgaben weitere Leistungen mit den drei Ausnahmen nach
§ 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 KAV, unter denen der sogenannte Kommunalrabatt nach
8§ 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 KAV hervorzuheben ist. Danach ist die Vereinbarung eines Preisnach-
lasses auf den Eigenverbrauch der Stadt von bis zu 10 % des Rechnungsbetrages fur den
Netzzugang zulassig.® Insoweit handelt es sich um die Konsequenz aus der strikten Trennung
von Netzbetrieb und Versorgung im Sinne von Energievertrieb. Die Verfolgung der Gewahrung
eines Preisnachlasses auf den Eigenverbrauch stellt ein legitimes Interesse der Stadt dar.°
Auch das sehen die Musterkonzessionsvertrage so vor.

Weitere typische Vertragsinhalte, die die finanziellen Interessen der Stadt unmittelbar berih-
ren, betreffen die sogenannten Folgekosten.! Dabei geht es um die Tragung der finanziellen
Folgekosten, die mit Leitungsverlegungen einhergehen, die wahrend der Dauer des

5 Cronauge/Westermann, Kommunale Unternehmen, 5. Aufl. 2006, Rn. 321; vgl. fur die Parallelregelung in Sachsen: Schlegeit in: PdK
Sachsen, Sa B-1, SachsGemO § 101, 2.2.

"BGH, Urteil vom 17.12.2013, KZR 66/12 Rn. 76.

8 Pippke/GaRner, Neuabschluss, Verlangerung und Anderung von Konzessionsvertragen nach dem neuen EnWG, RdE 2006, 33 (34);
Templin, Recht der Konzessionsvertrége, 2009, S. 323; BGH, Urteil vom 17.12.2013, KZR 66/12, Rn. 76.

9 Vgl. Theobald/Theobald, Grundzuge des Energiewirtschaftsrechts, 2. Aufl. 2008, S. 399.

0BGH, Urteil vom 17.12.2013, KZR 66/12 Rn. 77.

11 Cronauge/Westermann, Kommunale Unternehmen, 5. Aufl. 2006, Rn. 321; BGH, Urteil vom 17.12.2013, KZR 66/12, Rn. 77.
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Konzessionsvertrages aufgrund kommunaler MaRnahmen, z.B. veranderter StraRenfiihrung,
erforderlich werden. 8 3Abs. 1 S. 1 Nr. 2 KAV lasst insoweit die Vergitung notwendiger Kosten
zugunsten der Stadt zu. Dies sehen die Musterkonzessionsvertrage ebenfalls vor.

Weiter sind finanzielle Interessen vor allem auch in den sogenannten Endschaftsbestimmun-
gen zu beachten.!? Diese Bestimmungen ermdglichen der Stadt regelmaRig, die ortlichen Ver-
teilungsanlagen bei Ablauf des Konzessionsvertrages entgeltlich zu erwerben. Auch diese Re-
gelungen werden indes teilweise faktisch tberlagert durch den in § 46 Abs. 2 Satz 2 EnWG
vorgesehenen gesetzlichen Eigentumserwerbsanspruch des Neukonzessionars gegeniber
dem Altkonzessionar.

Wenn weiter nach § 107 Abs. 1 S. 1 GemO BW die Wahrung der berechtigten wirtschaftlichen
Interessen auch der Einwohner geboten ist, verlangt dies, dass die Stadt im Rahmen des Zu-
lassigen und Mdglichen vertraglich eine preisgiinstige und sichere Energieversorgung der Ge-
meindebevolkerung sicherstellen muss.?

Mit der preisglnstigen Versorgung sind insbesondere die nicht rabattierten Netzentgelte ge-
meint.1* Die Netzentgelte unterliegen allerdings der staatlichen Regulierung und werden durch
die Regulierungsbehdrde kontrolliert, sodass insoweit eine behérdliche Kontrolle schon vor-
liegt. Insoweit besteht kaum Spielraum flr die Stadt im Konzessionsvertrag. Die Netzentgelte
sind der Regelung im Konzessionsvertrag damit de facto entzogen.

Beurteilung des Konzessionsvertrags

An dem vorstehend umrissenen Mal3stab des § 107 Abs. 1 S. 1 GemO ist im Folgenden der
vorliegende Konzessionsvertrag zu messen. Dabei sollen zundchst die wesentlichen Rege-
lungen im Einzelnen und anschlieRend der Vertrag im Ganzen gewdrdigt werden.

Einzelregelungen

Zunachst sind die einzelnen Regelungen des vorliegenden Konzessionsvertrags, soweit sie
im Hinblick auf die Mal3stabe des § 107 Abs. 1 S. 1 GemO bedeutsam und damit hier wesent-
lich sind, in den Blick zu nehmen.

Art und Umfang des Betriebs des Elektrizitatsversorgungsnetzes

Ein zentraler, das Energieversorgungsunternehmen verpflichtender Vertragsgegenstand wird
schon in der Vorbemerkung skizziert, d.h. das Ziel der Gewahrleistung einer sicheren, preis-
glnstigen, verbraucherfreundlichen, effizienten und umweltvertraglichen Versorgung der Ein-
wohner und Gewerbetreibenden im Gemeindegebiet mit elektrischer Energie. Damit wird der
Programmsatz, welcher dem EnWG zugrunde liegt, auch dem Konzessionsvertrag zugrunde
gelegt.

12 Cronauge/Westermann, Kommunale Unternehmen, 5. Aufl. 2006, Rn. 321; BGH, Urteil vom 17.12.2013, KZR 66/12, Rn. 78.
13 ygl. fur die Parallelregelung in Sachsen: Schlegeit in: PdK Sachsen, Sa B-1, SachsGemO § 101, 2.2.
14BGH, Urteil vom 17.12.2013, KZR 66/12, Rn. 87.
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b)

In 8 1 Abs. 1 des Konzessionsvertrags wird dieser Grundgedanke konkretisiert und festgehal-
ten, dass die SWU ein Elektrizitdtsversorgungsnetz im Gemeindegebiet errichtet und betreibt,
welches eine Versorgung gemal den gesetzlichen Vorgaben des EnWG sicherstellt. Abs. 3
konkretisiert diese Verpflichtung. Damit wird zusétzlich vertraglich sichergestellt, dass die An-
forderungen an eine die Ziele des § 1 EnWG erfillende Elektrizitdtsversorgung im Gemeinde-
gebiet erfillt werden. Dies dient letztlich auch der Aufgabenerfullung der Stadt, die Daseins-
vorsorge zu gewahrleisten.

Aus der Netzbetreibereigenschaft der SWU folgt die gesetzliche Verpflichtung derselben, je-
dermann an das Netz anzuschlieRen und Netznutzung zur Entnahme von elektrischer Energie
zu gestatten (8 18 Abs. 1 S. 1 EnWG). Diese grundlegende Verpflichtung wird vertraglich im
Konzessionsvertrag in 8 1 Abs. 2 nochmals bestéatigt.

Schlie3lich wird in 8 1 Abs. 5 und 6 nochmals Bezug genommen auf die Interessen und grund-
satzlichen Ziele der Stadt. Die SWU wird insbesondere verpflichtet, diese Interessen und Ziele
der Stadt zu bertcksichtigen und bei Betriebseinschrankungen maoglichst die der Allgemeinheit
dienenden Einrichtungen aufrechtzuerhalten. Das sichert eine umfassende Berticksichtigung
der stadtischen Interessen. Die Aufgabenerfillung der Stadt im Bereich der Energieversor-
gung ist damit abgesichert, eine Gefahrdung derselben nicht ersichtlich.

Grundstlcksbenutzung

Die zentrale gemeindliche Verpflichtung liegt in der Einrdumung des Wegenutzungsrechts (8§
2 des Konzessionsvertrages). Das in 8 2 Abs. 1 des Konzessionsvertrages eingerdumte
Wegenutzungsrecht fur die Errichtung und den Betrieb des ortlichen Elektrizitatsverteilnetzes
gehort zum Kernbestand des Konzessionsvertrages (vgl. 8 46 Abs. 2 S. 1 EnWG). Die Erstre-
ckung auf solche Leitungen, die nur teilweise der Versorgung im Gemeindegebiet dienen, stellt
eine Ubliche Regelung dar. Damit wird abgesichert, dass das Energieversorgungsunterneh-
men jederzeit in der Lage ist, ein Versorgungsnetz im Gemeindegebiet zu betreiben und hierfir
diejenigen StraRengrundsticke und o6ffentlichen Verkehrsflachen in Anspruch zu nehmen,
Uber welche der Stadt das Verflgungsrecht zusteht. Die Bereitstellung von Wegenutzungs-
rechten durch die Stadt ist Kernbestandteil des Vertrages und geschieht hier in einem Umfang,
der in Konzessionsvertragen ublich ist. Dadurch, dass diese Bereitstellung nur gegen Entgelt
(Konzessionsabgabe) erfolgt, umfassende Folgepflichten der SWU (siehe unten) und inshe-
sondere verschiedene Rucksichtnahme- und Abstimmungspflichten gegenliber der Stadt be-
stehen, kann angenommen werden, dass die gemeindliche Aufgabenerfillung nicht gefahrdet
wird und die berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Stadt und ihrer Einwohner gewahrt
sind.

§ 2 Abs. 1 Unterabsatz 3 regelt Situationen, in denen die SWU Bauwerke oder sonstige Grund-
sticke der Stadt, die keine offentlichen Verkehrsflachen darstellen, zum Netzbetrieb nutzen
mochte. Insoweit wird auf eine gesondert zu treffende entgeltliche Vereinbarung verwiesen,
wobei der Stadt ein Vorschlagsrecht hinsichtlich der Art der Vereinbarung zukommt. Dies ist
auch sinnvoll, da derartige Bauwerke und Grundstiicke vom Wegenutzungsrecht im Sinne des
8§ 46 EnWG nicht erfasst werden. Dafur ist dann ein ortsuiblicher Preis bzw. eine angemessene
Entschadigung zu vereinbaren, da fur die Nutzung von fiskalischen Grundstiicken keine
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c)

Konzessionsabgaben gezahlt werden. Die Einzelheiten missen in einer gesonderten Verein-
barung geregelt werden. Der Stadt kommt als Eigentiimer ein Vorschlagsrecht zu, was ihre
Interessen umfangreich berticksichtigt. Die wirtschaftlichen Interessen der Stadt sind durch
diese Regelungen gewahrt, die gemeindliche Aufgabenwahrnehmung wird nicht beeintrach-
tigt. Dasselbe gilt fur die Regelung in Abs. 1 Unterabsatz 6, welche die Situation bei Wegfall
der Eigenschaft als offentliche Verkehrsflache regelt.

§ 2 Abs. 1 Unterabsatz 5 stellt klar, dass fuir reine Telekommunikationsleitungen ausschlie3lich
die spezifischen Regelungen des Telekommunikationsgesetzes (TKG) gelten.

§ 2 Abs. 2 ermdglicht die Verhandlung tber den Erwerb oder die dinglich gesicherte Nutzung
von stadtischen Grundstiicksflachen durch die SWU fiur Zwecke des Netzbetriebs. Dadurch,
dass dies als Verhandlungsbestimmung ausgestaltet, die Kosten von der SWU tGbernommen
werden und als Grundsatz eine Entgeltlichkeit vorgesehen ist, sind die Interessen der Stadt
gewahrt.

§ 2 Abs. 3 enthdlt eine Regelung, welche die Stadt verpflichtet, die SWU bei VeraufRerung von
Grundstiicken, auf welchen sich Elektrizitdtsversorgungsanlagen der SWU befinden, zu unter-
richten. Soweit sich dort nicht bereits gesicherte Leitungen oder Anlagen befinden, hat die
SWU eine Stellungnahmemoglichkeit und die Stadt entscheidet unter Bertcksichtigung der-
selben, ob eine Verlegung erfolgen soll oder ob eine dingliche Sicherung mdglich ist. Dadurch,
dass grundsétzlich die Kosten einer Sicherung von der SWU getragen werden und hinsichtlich
einer Entschadigung fur den Wertverlust eine Verhandlungslésung vorgesehen ist, konnen die
wirtschaftlichen Interessen der Stadt als gewahrt angesehen werden. Insgesamt ist die Aufga-
benerflillung der Stadt nicht beeintrachtigt und die wirtschaftlichen Interessen sind gewahrt.

In § 2 Abs. 4 sind in aktuellen Konzessionsvertragen Ubliche Regelungen enthalten, welche
eine Information Dritter Uber vorhandene Leitungen und eine Koordination ermdglichen.
Ebenso wird klargestellt, dass in Kreuzungsfallen die Folgekostenregelungen zugunsten der
Stadt auch dann gelten, wenn ein stadtischer Eigen- oder Regiebetrieb oder eine Stiftung der
Stadt oder ein Zweckverband LeitungsbaumalRnahmen vornimmt.

§ 2 Abs. 5 stellt klar, dass es sich bei den verlegten Elektrizitatsversorgungsanlagen nicht um
wesentliche Bestandteile der Grundstiicke handelt. Dies dient der Eigentumssicherung.

Die Regelungen in § 2 sind insgesamt in Konzessionsvertragen markt- und branchentbliche
Regelungen, die die kommunalrechtlichen Anforderungen erfillen. Die berechtigten wirtschaft-
lichen Interessen der Stadt und ihrer Einwohner sind gewahrt, eine Beeintrachtigung ihrer Auf-
gabenerfiillung nicht zu besorgen.

Konzessionsabgabe, Kommunalrabatt

§ 3 enthalt Regelungen Uber die Konzessionsabgabe, welche die SWU als Gegenleistung fur
die ihr eingeraumten Wegenutzungsrechte an die Stadt zu entrichten hat. Aus Sicht der Stadt
handelt es sich um das wirtschaftliche Herzstlick des Vertrages. Daher ist auch im Rahmen
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einer Priufung nach § 107 GemO diesen Regelungen besondere Beachtung zu schenken,
denn hier werden die wirtschaftlichen Interessen der Stadt berthrt.

8§ 3 Abs. 1 regelt die Hohe der zu bezahlenden Konzessionsabgabe und sieht die jeweils
hdchstzuldssige Konzessionsabgabe als Entgelt vor. Dabei handelt es sich um eine dynami-
sche Verweisung, die zur Folge hat, dass auch bei Anderungen der gesetzlichen Bestimmun-
gen wahrend der gesamten Laufzeit des Konzessionsvertrages die jeweils hochstzulassige
Konzessionsabgabe geschuldet wird. Die Bestimmungen zur Konzessionsabgabe beriicksich-
tigen die berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Stadt im gesetzlich weitestgehenden
MalRle, das Recht aus § 46 Abs. 1 S. 2 EnWG auf die Hochstsatze nach § 48 Abs. 2 EnWG 1.
V. m. der KAV wird vollstdndig ausgeschopft. Die Stadt erhalt stets diejenigen Betrage, die der
Gesetzgeber jeweils maximal zulésst. Das sind absolut tibliche Regelungen in Konzessions-
vertragen, die nach § 107 i. V. m. 8 78 GemO BW im Blick auf die Wirtschaftlichkeitsanforde-
rungen geboten sind. Auch fir den Fall, dass die Erhebung der Konzessionsabgabe kiinftig
als umsatzsteuerpflichtig angesehen wird, ist eine Regelung enthalten, die sicherstellt, dass
die Stadt auch die dann anfallende Umsatzsteuer erstattet verlangen kann.

§ 3 Abs. 2 stellt die Anwendung der Definitionen der KAV in § 2 Abs. 7 sicher. Zudem sichert
die Regelung die Konzessionsabgabenzahlung auch in Durchleitungsfallen und entspricht der
Regelung in § 2 Abs. 6 KAV. Ebenso wird zugunsten der Stadt von der Regelung des § 2 Abs.
8 KAV Gebrauch gemacht, wonach die vereinbarte Konzessionsabgabe auch fir solche Men-
gen bezahlt wird, die nicht an Letztverbraucher, sondern an Weiterverteiler geliefert werden.
Dabei handelt es sich um markt- und branchentbliche Regelungen, die den berechtigten wirt-
schaftlichen Interessen der Stadt entsprechen.

§ 3 Abs. 3 regelt die Zahlung von Abschlagszahlungen, wobei monatliche Zahlungen nach
Ablauf des jeweiligen Monats vorgesehen sind. Da nach § 5 Abs. 2 KAV lediglich keine Vo-
rauszahlungen auf die Konzessionsabgabe geleistet werden dirfen, kann gegen die nachtrag-
liche monatliche Zahlung nichts eingewandt werden. Der Stadt wird ein laufender Mittelzufluss
ermoglicht, ihre berechtigten wirtschaftlichen Interessen sind berticksichtigt.

§ 3 Abs. 3 Unterabsatz 2 regelt den Zeitpunkt der Schlussabrechnung und stellt die Nachpri-
fung der Ordnungsmafigkeit der Berechnung der Konzessionsabgabe sicher. Dies wird durch
einen Informationsanspruch zugunsten der Stadt ber die Berechnung und auf unaufgefor-
derte Vorlage eines Wirtschaftsprifertestats abgesichert. Damit kann die Stadt nachprtfen, ob
die Abrechnung ordnungsgemar erfolgt ist. Ihre Interessen sind bericksichtigt, ihre Aufgaben-
erfillung nicht gefahrdet.

§ 3 Abs. 4 regelt den Kommunalrabatt von 10 % auf die Netznutzungsentgelte fir den in Nie-
derspannung abgerechneten Eigenverbrauch der Stadt. Der Vertrag orientiert sich hier an § 3
Abs. 1 Nr. 1 der KAV. Diese gesetzliche Vorschrift lasst einen Preisnachlass von hdchstens
10 % des Rechnungsbetrages zu. Die dynamische Verweisung stellt sicher, dass der Rabatt
auch bei einer etwaigen Anderung der KAV gewahrt wird. Konkretisiert wird weiterhin, was
unter den Begriff der Stadt zu fassen ist, und es werden Eigen- und Regiebetriebe der Stadt
miteinbezogen in den Kommunalrabatt. Die wirtschaftlichen Interessen der Stadt werden um-
fassend beriicksichtigt.
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d)

§ 3 Abs. 5 des Konzessionsvertrages ermdglicht in Ubereinstimmung mit § 3 Abs. 1 Nr. 3 KAV
die Zahlung von Verwaltungskostenbeitragen.

Die Regelungen zur Konzessionsabgabe bertcksichtigen im Rahmen des gesetzlich Zulassi-
gen umfassend die berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Stadt und ihrer Einwohner.

Bau und Betrieb von Leitungen und Anlagen

§ 4 enthalt Regelungen Uber die Planung und den Bau der Elektrizitatsversorgungsanlagen,
die Durchfuhrung der erforderlichen Bauarbeiten sowie die jeweils erforderlichen Abstimmun-
gen zwischen den Vertragspartnern. Es sind hier umfangreiche Koordinations- und Abstim-
mungspflichten verankert.

8 4 Abs. 1 stellt sicher, dass die Elektrizitatsversorgungsanlagen immer nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik errichtet und betrieben und bei den erforderlichen Baumal3-
nahmen auch die aktuellen Regelwerke der Stadt berticksichtigt werden. Es ist eine Berick-
sichtigung der Belange der Einwohner und des Umweltschutzes verankert. Die Verpflichtun-
gen sind an einbezogene Nachunternehmer weiterzureichen. Grinflachen und Baume sind
von der SWU zu schonen, die Anlagen optisch ordentlich zu halten. Zudem besteht ein Wer-
beverbot. Es ist eine Erdverkabelung und bei ErschlieBung von Neubaugebieten die Vorverle-
gung der Anschlussleitungen in die Grundstiicke vorgesehen. Das bericksichtigt die Aufgaben
und Interessen der Stadt und ihrer Einwohner umfassend.

8 4 Abs. 2 bis 4 sehen eine umfassende gegenseitige Information und insbesondere eine un-
eingeschrankte Anzeige- und Koordinationspflicht von Baumafnahmen der SWU mit der Stadt
vor. Die Stadt wird Uber die von der SWU geplanten BaumalRnahmen umfassend informiert
und kann Anderungswiinsche anbringen. Die frilhzeitige Anzeige von BaumaRnahmen gegen-
Uiber der Stadt und Einholung derer Zustimmung wird damit vertraglich verankert. Es sind um-
fangreiche Informations- und Koordinationsrechte zugunsten der Stadt vorgesehen. Es wird
insbesondere festgehalten, dass BaumaRnahmen grundsatzlich der Zustimmung der Stadt
bedirfen und eine umfassende Besprechung und Koordination derselben erfolgt. Damit wird
gewahrleistet, dass die Stadt ihre Interessen im Rahmen der Baukoordination geltend machen
kann. Die gemeindliche Planungshoheit wird abgesichert. Die Regelungen sind dabei so aus-
gestaltet, dass eine Beeintrachtigung der gemeindlichen Planungshoheit nicht eintritt. Die Ein-
zelheiten zur Umsetzung der Anzeige- und Koordinationspflicht wurden von den Parteien in
der Anlage 2 zum Konzessionsvertrag geregelt. Damit ist gewahrleistet, dass stets aktuelle
Prozesse vereinbart werden, die den Regelungen zur Geltung und praktischen Umsetzung
verhelfen. Die gemeindliche Aufgabenerfillung ist nicht eingeschrankt, die Interessen der
Stadt sind umfassend gewahrt.

8 4 Abs. 6 bis 9 enthalten branchentbliche Regelungen zur Berilicksichtigung von Anliegerin-
teressen, zur Freistellung der Stadt von Ansprichen und zur Aufrechterhaltung der Verkehrs-
sicherheit bei Baumafinahmen. Kommunale Anlagen sind bei BaumafRnahmen der SWU zu
sichern und wiederherzustellen. Dabei wird der Stadt ein Weisungsrecht eingeraumt und damit
die Wahrnehmung ihrer Aufgaben abgesichert. Umgekehrt ist auch die Stadt bei eigenen Bau-
maflnahmen zur Sicherung von Leitungen der SWU verpflichtet. Die Regelungen sind
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sachgerecht und verpflichten zur gegenseitigen Ricksichthnahme. Die Stadt wiederum unter-
stitzt die SWU bei der Trassenfindung, der Erlangung von Genehmigungen und dem Erwerb
von Grundstiicken oder Grundstlcksrechten, ohne dass damit jedoch eine Einschrankung der
Aufgabenerfullung oder der Interessen der Stadt einhergeht. Es handelt sich lediglich um eine
Unterstitzungspflicht ohne Gewéhr und Kosteniibernahme. Ein konkretes Ergebnis wird nicht
versprochen. Die Regelungen berlicksichtigen insgesamt die Interessen der Stadt und ihrer
Einwohner.

In 8 4 Abs. 10 und 11 wird umfassend und detailliert geregelt, wie die (Stral3en-)Oberflachen
wiederhergestellt und abgenommen werden. Es werden die einschlagigen Vorschriften zur
Qualitat der Herstellung und zur Durchfithrung der Arbeiten vertraglich verankert. Der Stadt
steht danach insbesondere ein Wiederherstellungsanspruch oder alternativ ein Entschadi-
gungsanspruch zu. Es ist eine gemeinsame Abnahme der Arbeiten auf Wunsch der Stadt vor-
gesehen. AulRerdem sind umfassende Mitsprache- und Kontrollrechte zugunsten der Stadt
und Dokumentations- wie Mangelbeseitigungspflichten der SWU vorgesehenen. Randstreifen
werden moglichst vermieden. Es ist aulierdem geregelt, dass Nachunternehmer ebenso ver-
pflichtet werden. Die Interessen der Stadt sind mit den Regelungen zur (Stral3en-) Oberfla-
chenwiederherstellung umfassend gewahrt.

8 4 Abs. 12 sieht fUr die Bauarbeiten bei der Wiederherstellung eine Gewahrleistungsfrist von
funf Jahren vor, was ublichen Regelungen in Konzessionsvertragen entspricht. Auf3erdem ist
insbesondere ein Recht auf eine Nachabnahme sowie die unaufgeforderte Information Uber
das Auslaufen von Gewahrleistungsfristen zugunsten der Stadt vorgesehen. Die Interessen
der Stadt sind umfassend gewahrt.

8 4 Abs. 13 sieht vor, dass die SWU ein umfassendes digitales Bestandsplanwerk fiihrt und
stets aktualisiert. Es ist weiter vorgesehen, dass die Stadt tGiber einen jederzeitigen Lesezugriff
Kenntnis von den im Stadtgebiet vorhandenen Verteilungsanlagen hat bzw. bekommt. Weiter-
hin sind umfangreiche Auskunftsrechte Uber das Netz im Gemeindegebiet vorgesehen. Damit
wird gewahrleistet, dass die Stadt zur Erfullung ihrer Aufgaben jederzeit Uber die im Gemein-
degebiet verlegten Elektrizitatsversorgungsanlagen informiert ist und diese bei ihren Planun-
gen bericksichtigen kann.

8 4 Abs. 14 regelt die Beseitigung von stillgelegten Anlagen. Die Interessen der Stadt werden
insoweit berlicksichtigt, als diese grundsatzlich die Entfernung dieser Anlagen von der SWU
verlangen kann.

Insgesamt sind die Regelungen zum Bau und Betrieb der Elektrizitdtsversorgungsanlagen
markt- und brancheniblich ausgestaltet und gewahren der Stadt unter Berlcksichtigung der
kommunalrechtlichen Anforderungen entsprechende Informations-, Kontroll- und Mitsprache-
rechte. Sie gefahrden die Aufgabenerfillung der Stadt nicht und wahren somit deren Interes-
sen sowie die Interessen der Einwohner umfassend.
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f)

Umsetzung der Zwecke und Ziele des 8§ 1 EnWG

In 8 5 des Konzessionsvertrages sind Regelungen enthalten, welche die Umsetzung der Zwe-
cke und Ziele des 8 1 EnNWG, insbesondere die Sicherstellung einer sicheren, preisginstigen,
verbraucherfreundlichen, effizienten und umweltvertraglichen Energieversorgung, konkretisie-
ren. Diese Regelungen stiitzen die Zielsetzung des § 107 Abs. 1 S. 1 GemO BW.

Anderung/Verlegung der Elektrizitatsversorgungsanlagen

8§ 6 Abs. 1 bestimmt, dass die Stadt eine Anderung der Elektrizitatsversorgungsanlagen ver-
langen kann, sofern dies durch MalBhahmen der Stadt im 6ffentlichen Interesse erforderlich
wird. Grenze sind damit allein die vorrangigen Bestimmungen der Konzessionsabgabenver-
ordnung. Durch diese umfassende Folgepflichtenregelung wird die stadtische Aufgabenerfiil-
lung, insbesondere die stadtische Planungshoheit, abgesichert, indem gewahrleistet wird,
dass Elektrizitatsversorgungsanlagen der SWU verlegt werden missen, wenn stadtische Mal3-
nahmen dies erfordern. Solche MaflRhahmen sollen nicht dadurch erschwert werden, dass
Stromverteilungsanlagen der SWU im betreffenden Bereich vorhanden sind. Die Stadt kann
auf Grundlage der vertraglichen Regelungen die Umlegung vorhandener Versorgungsanlagen
der SWU verlangen, um die Durchfihrung der stadtischen MaRnahmen im 6ffentlichen Inte-
resse zu ermoglichen oder zu vereinfachen. Die Aufgabenerfullung der Stadt wird dadurch
nicht gefahrdet, ihre Interessen sind umfassend gewabhrt.

8 6 Abs. 2 bis 6 enthalten weiterhin Folgekostenregelungen, die bestimmen, wer die Kosten
einer Verlegung von Elektrizitatsversorgungsanlagen aufgrund der Folgepflicht zu tragen hat.
Die Regelung sieht vor, dass die Folgekosten grundsétzlich von der SWU getragen werden.
Zu den Folgekosten z&hlen auch Mehrkosten der Stadt bei eigenen Baumafinahmen, die
durch vorhandene Leitungen der SWU entstehen. Grenze der Folgekosten sind die Beschran-
kungen der KAV. Die Stadt ist an den Verlegungskosten damit im Grundsatz nicht beteiligt.
Die Kosten werden nur insoweit nicht von der SWU getragen, als es sich um Verlegungen von
Leitungen innerhalb von funf Jahren nach der Erstverlegung handelt oder als Dritte ersatz-
pflichtig sind. Das ist sachgerecht und berticksichtigt in angemessener Weise auch die Inte-
ressen der SWU als Vertragspartner. Angesichts regelmafig langer kommunaler Planungsho-
rizonte schrankt dies die Aufgabenerfiillung der Stadt nicht unzulassig ein. Derartige Regelun-
gen sind auch bei sonstigen, am Markt zu beobachtenden Konzessionsvertragsabschlissen
festzustellen. Diese Regelungen sind im Ergebnis angemessen und im Hinblick auf § 107 Abs.
1 S. 1 GemO BW akzeptabel. Die wirtschaftlichen Interessen der Stadt sind durch die Rege-
lungen zu den Folgekosten hinreichend gewahrt.

Abs. 4 erstreckt die Regelungen auf Anlagen, die auf Grundstticken Dritter befindlich sind und
keiner dinglichen Sicherung unterliegen. Auch in diesen Fallen sollen die entsprechenden Fol-
gepflichten und Folgekostenregelungen greifen. Das sichert die Planungshoheit der Stadt, in-
dem insbesondere bei der Aufstellung von Bebauungsplénen eine Leitungsverlegung auch
bezlglich Drittgrundstiicken, d. h. solcher, die nicht im Eigentum der Stadt stehen, gefordert
werden kann.
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g9)

h)

)

Abs. 8 erstreckt die Regelungen auch auf Mal3hahmen von Eigen- oder Regiebetrieben sowie
Stiftungen der Stadt. Das ist sachgerecht und sichert die kommunale Aufgabenerfillung.

Die Regelungen des § 6 berticksichtigen die wirtschaftlichen Interessen der Stadt hinreichend
und gewabhrleisten, dass die gemeindliche Aufgabenerfiillung nicht durch vorhandene Elektri-
zitatsversorgungsanlagen der SWU gefahrdet wird.

Haftung

Gemal § 7 richtet sich die Haftung nach den gesetzlichen Bestimmungen. Die Formulierung
stellt klar, dass es sich dabei um die Haftung fir Schdden handelt, die bei der Errichtung,
Anderung, Entfernung oder dem Betrieb der Versorgungsanlagen entstehen. Es ist fiir die
Verschuldenshaftung eine Beweislastumkehr zulasten der SWU sowie eine Freistellungsver-
pflichtung derselben zugunsten der Stadt in Bezug auf Anspriiche Dritter enthalten. Hinsicht-
lich einer maglichen Haftung der Stadt wegen einer Beschadigung der Stromversorgungsan-
lagen der SWU wird klargestellt, dass eine solche nur dann eintritt, wenn der Stadt Verschul-
den nachgewiesen wird. Zudem ist die Ersatzpflicht in diesem Fall auf die entstehenden
Selbstkosten beschrankt. Die Regelungen berticksichtigen die wirtschaftlichen Interessen der
Stadt und lassen keine Gefahrdung der stadtischen Aufgabenerfillung erkennen. Es handelt
sich im Ubrigen um tibliche Regelungen in Konzessionsvertragen.

Zusammenarbeit mit der Stadt

§ 8 enthalt Regelungen zur Zusammenarbeit mit der Stadt. Es wird die Unterstitzung bei ei-
nem kommunalen Energiekonzept sowie gegenseitige Informations- und Auskunftsverpflich-
tungen geregelt. Die Stadt hat insbesondere ein jederzeitiges Informationsrecht, was sie in
ihrer Aufgabe der Daseinsvorsorge starkt. Es besteht zudem die Méglichkeit, auf Wunsch der
Stadt einen Beirat einzurichten, der die Vertragserfiillung Gberwacht. Damit sind die Interessen
der Stadt und ihrer Einwohner gewahrt, eine Gefahrdung ihrer Aufgabenerfullung ist nicht er-
sichtlich.

Vertragsdauer, Kiindigungsrechte

Die Laufzeit des Konzessionsvertrags nach 8§ 9 Abs. 1 bewegt sich in der nach 8§ 46 Abs. 2 S.
1 EnWG festgelegten Hochstlaufzeit von 20 Jahren.

Im Ubrigen sind ein Kiindigungsrecht insbesondere bei beharrlichen Pflichtverletzungen der
SWU sowie Ubliche auBBerordentliche Kiindigungsrechte vorgesehen.

Insgesamt handelt es sich um Ubliche Regelungen, die die Aufgabenerfullung der Stadt nicht
gefahrden und die Interessen derselben wie auch der Einwohner bertcksichtigen.

Endschaftsbestimmungen

In § 10 finden sich Regelungen, die bei Beendigung des Vertrages greifen. Unter anderem
haben sie die Ubertragung des Netzes auf die Stadt sowie den dafiir zu entrichtenden Kauf-
preis zum Gegenstand. Da die Stadt, sofern sie zur Erfullung ihrer Aufgabe der
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k)

Daseinsvorsorge das Netz Ubernimmt, zur Entrichtung eines Kaufpreises verpflichtet ist, ist
insbesondere § 10 Abs. 7 Uber die Hohe des Kaufpreises fur die Stadt von Bedeutung.

§ 10 Abs. 1 bis 3 regeln zunachst das Ubernahmerecht, d.h. einen Anspruch der Stadt auf
Ubereignung aller ortlichen Elektrizitatsversorgungsanlagen nach Vertragsende. Damit wird
der Stadt ein Gestaltungsspielraum eroffnet, der es ihr vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher
Regelungen erlaubt, gegebenenfalls die fur die Sicherstellung der Energieversorgung als Teil
der Daseinsvorsorge beste Losung zu wéhlen. Sie kann den Anspruch auch auf Dritte tGber-
tragen. Die gemeindliche Aufgabenerfiillung ist damit gewahrleistet.

§ 10 Abs. 6 sieht fur den Fall einer Ubernahme des Netzes eine Tragung der Netzentflech-
tungskosten durch die SWU und der Netzeinbindungskosten durch die Stadt bzw. den von
dieser ausgewahlten Dritten vor. Alternativ kann die Stadt die jeweils halftige Kostentragung
durch beide Parteien wéhlen. Es handelt sich dabei um markt- und branchentbliche Regelun-
gen in Konzessionsvertragen. Die wirtschaftlichen Interessen der Stadt sind mit diesen Rege-
lungen gewabhrt.

§ 10 Abs. 7 bis 9 enthalten Regelungen zur Hohe und Falligkeit des Kaufpreises. Als Kaufpreis
ist grundsatzlich der objektivierte Ertragswert nach IDW S1 (Standard S1 des Instituts der
Wirtschaftsprufer) unter Berticksichtigung der Regulierungsbesonderheiten und ohne Syner-
gieeffekte aus anderen Tatigkeitsbereichen, d. h. finanzieller Vorteile, die aus der parallelen
Durchfihrung anderer energiewirtschatftlicher Tatigkeiten resultieren, vorgesehen. Durch
diese Regelungen ist sichergestellt, dass der Kaufpreis Uber die Netzentgelte refinanzierbar
sein durfte, was der Stadt ein Kaufpreisrisiko nimmt. Damit ist gewahrleistet, dass die Stadt
nicht mehr bezahlen muss, als mit dem Netzbetrieb voraussichtlich refinanziert werden kénnte.
Die wirtschaftlichen Interessen der Stadt sind mit diesen Regelungen umfassend berlcksich-
tigt.

§ 10 Abs. 10 enthalt eine Schiedsklausel, falls sich die Parteien nicht einigen kénnen. Das ist
sachgerecht.

Insgesamt wahren die Regelungen in 8§ 10 die wirtschaftlichen Interessen der Stadt und ihrer
Einwohner und lassen eine Gefahrdung der stadtischen Aufgabenerfillung nicht beflirchten.

Datentbermittlung, Allgemeine Regelungen

In § 11 sind Auskunftsanspriiche der Stadt vor Auslaufen des Konzessionsvertrages geregelt.
Das sichert der Stadt ein umfassendes Bild Uber die Elektrizitatsversorgungsanlagen und er-
moglicht gegebenenfalls die Durchfiihrung eines Konzessionsvergabeverfahrens. Das ermog-
licht der Stadt ihre Aufgabenerfillung, Bedenken im Hinblick auf 8 107 Abs. 1 S. 1 GemO BW
bestehen nicht.

In § 12 sind Ubliche allgemeine Regelungen, d. h. insbesondere zur Ubertragung des Vertra-
ges, zu Nebenleistungen, zum Gerichtsstand und zu Formanforderungen, sowie eine salvato-
rische Klausel enthalten.
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2. Gesamtbetrachtung

Neben der Einzelbetrachtung der Regelungen ist in der Gesamtbetrachtung aller Regelungen
des Konzessionsvertrages zu beurteilen, ob der Vertrag den Voraussetzungen des § 107 Abs.
1 S. 1 GemO entspricht. Dabei ist zu beachten, dass die in § 107 GemO genannten Gemeinde-
und Einwohnerinteressen nicht in jeder Einzelregelung des Vertrages im gleichen Umfang be-
ricksichtigt sein miissen und dass eine vertragliche Vereinbarung nur dann zustande kommen
kann, wenn auch die unter Umstanden gegenlaufigen Interessen des Vertragspartners, hier
der SWU, ausreichend Berucksichtigung finden.

Auch bei einer solchen Gesamtbetrachtung des vorliegenden Konzessionsvertrages kommen
wir zu der Einschatzung, dass ein angemessener Ausgleich zwischen den Interessen der
Stadt, der SWU und auch der Einwohner vorliegt. Die Regelungen des Konzessionsvertrages
beriicksichtigen insbesondere auch das, was in den sogenannten Musterkonzessionsvertra-
gen zwischen den Energieversorgungsunternehmen und den kommunalen Spitzenverbanden
verhandelt wurde. Die Regelungen des Vertrags kommen der gemeindlichen Aufgabenwahr-
nehmung und den Wirtschaftsinteressen der Stadt sowie ihrer Einwohner entgegen. Das ent-
spricht dem derzeit zu beobachtenden Marktniveau im Konzessionswettbewerb. Gemessen
an den gesetzlichen Rahmenbedingungen, dem Marktniveau und an sonst gebrauchlichen
Konzessionsvertragen bestehen keine Bedenken gegen den Abschluss des Konzessionsver-
trages durch die Stadt. Es ist nicht ersichtlich, dass der Konzessionsvertrag die stadtische
Aufgabenerfillung gefahrden kénnte. Die berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Stadt
wie auch ihrer Einwohner sind gewahrt. Der Konzessionsvertrag erfullt damit auch in der Ge-
samtbetrachtung die Anforderungen des § 107 Abs. 1 S. 1 GemO.

C. Gesamtergebnis

Der Konzessionsvertrag enthalt im Einzelnen wie auch in der Gesamtbetrachtung ausgewo-
gene Regelungen, welche der Durchfiihrung des Stromnetzbetriebes durch die SWU und der
dazu erforderlichen Einrdumung der Wegenutzungsrechte durch die Stadt Rechnung tragen.
Die erforderlichen vertraglichen Vorkehrungen fir die ungeféahrdete Erfillung der stadtischen
Aufgaben und fiir die Wahrung der berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Stadt und ihrer
Einwohner sind im Konzessionsvertrag getroffen.

Im Ergebnis lasst sich daher festhalten, dass der vorliegende Konzessionsvertrag den Anfor-
derungen des § 107 Abs. 1 S. 1 GemO umfassend genugt.

L.

Gregor Czernek, LL.M.
Rechtsanwalt

Anlage:
- Konzessionsvertrag Strom
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Konzessionsvertrag

uber die
Nutzung oOffentlicher Verkehrswege fir die Verlegung und den Betrieb von Leitungen,
die zum Elektrizitatsversorgungsnetz der allgemeinen Versorgung im Stadtgebiet der
Stadt Ulm gehdren

(Stromkonzessionsvertrag)

zwischen

Stadt Ulm

vertreten durch den Oberburgermeister
Herrn Gunter Czisch, Marktplatz 1, 89073 Ulm

- im Folgenden: Stadt -

und

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH

vertreten durch die Geschaftsfiihrer
Herrn Wolfgang Rabe und Herrn Manfred Staib, KésshohrerstraRe 19, 89077 Ulm

- im Folgenden: SWU -

- im Folgenden Stadt und SWU gemeinsam: Vertragspartner -

K024_15720_220222_Cz_Konzessionsvertrag Strom_final
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Ziel dieses Vertrages ist es, durch Ermdglichung der Nutzung gemeindlicher Grundstlicke, die
dem offentlichen Verkehr dienen, die Errichtung und den Betrieb eines Elektrizitatsversor-
gungsnetzes der allgemeinen Versorgung und damit eine maoglichst sichere, preisgunstige,
verbraucherfreundliche, effiziente und umweltvertragliche Versorgung der Einwohner und Ge-
werbetreibenden im Gemeindegebiet mit elektrischer Energie, die zunehmend auf erneuerba-
ren Energien beruht, zu gewahrleisten.

Im Hinblick auf dieses Ziel werden die Vertragspartner vertrauensvoll zusammenarbeiten. Die
Vertragspartner vereinbaren vor diesem Hintergrund was folgt:

§1
(1)

()

Art und Umfang des Betriebs des Elektrizitdtsversorgungsnetzes

Die SWU errichtet und betreibt in der Stadt ein Elektrizitdtsversorgungsnetz, das eine
allgemeine Versorgung entsprechend den Zwecken und Zielen des § 1 Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG) sicherstellt. Die SWU wird die Zwecke und Ziele des § 1 EnWG
bestmdéglich umsetzen und gewahrleistet hierzu jederzeit einen sicheren, preisgunsti-
gen, verbraucherfreundlichen, effizienten, umweltvertraglichen und auf erneuerbare
Energien ausgerichteten Netzbetrieb.

Die SWU fihrt als Netzbetreiber in der Stadt nach den Bestimmungen des EnWG und
der auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen den Netzbetrieb zur Ermog-
lichung der allgemeinen Versorgung mit elektrischer Energie durch. Die SWU wird dem-
gemalR jedermann in der Stadt im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen an ihr
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(5)

(6)

(1)

§2
(1)

Versorgungsnetz anschlie3en und ihm die Entnahme von elektrischer Energie aus dem
Netz sowie die Einspeisung von elektrischer Energie in das Netz ermdglichen.

Die SWU ist berechtigt und verpflichtet, das Elektrizitatsversorgungsnetz der allgemei-
nen Versorgung von Letztverbrauchern im Sinne des § 1 EnWG innerhalb des Konzes-
sionsgebietes gemal den gesetzlichen und regulierungsbehérdlichen Bestimmungen,
insbesondere gemal § 11 EnWG, sicher, zuverlassig und leistungsfahig, diskriminie-
rungsfrei und entsprechend dem jeweils aktuellen Stand der Technik nach § 49 EnWG
energieeffizient zu betreiben, zu warten, instandzuhalten, instandzusetzen, zu Uberwa-
chen und im Rahmen des wirtschaftlich Zumutbaren bedarfsgerecht zu optimieren, zu
verstarken und auszubauen.

Das Elektrizitdtsversorgungsnetz im Sinne dieses Vertrags besteht aus allen im Ver-
tragsgebiet derzeit befindlichen bzw. noch dazu kommenden Elektrizitdtsversorgungs-
anlagen, die sich im Eigentum bzw. der Verfiigungsbefugnis der SWU befinden und der
Versorgung von Letztverbrauchern im Vertragsgebiet dienen (,Elektrizitdtsversorgungs-
netz"). Zu den Elektrizitdtsversorgungsanlagen gehdren insbesondere Kabel, Leitungen,
Schaltanlagen, Ortsnetzstationen, Transformatoren, Verteilerschranke, Hausan-
schlisse, Zahler, samtliche Messeinrichtungen, Rundsteuerungen, Fernwirkanlagen
und -leitungen, Fernmeldeeinrichtungen zur Netzsteuerung und das Zubehor zu den je-
weiligen Anlagen (,Elektrizitatsversorgungsanlagen®).

Die SWU ist verpflichtet, die Interessen und grundsatzlichen Ziele der Stadt bei der Er-
flllung dieses Vertrages angemessen zu bericksichtigen, soweit nicht zwingende netz-
wirtschaftliche Belange oder gesetzliche Regelungen entgegenstehen. Die Vertrags-
partner werden vertrauensvoll zusammenarbeiten und auf die Interessen des anderen
Vertragspartners in angemessener Weise Ricksicht nehmen.

Im Fall unvermeidbarer Betriebseinschrankungen geniel3t die Stadt zur Aufrechterhal-
tung ihrer der Allgemeinheit dienenden Einrichtungen bei der Versorgung mit Elektrizitat,
soweit tatsachlich mdglich, rechtlich zulassig und wirtschaftlich vertretbar, vor anderen
Abnehmern innerhalb des Vertragsgebietes in Abwagung der Erfordernisse den Vorzug.

Vertragsgebiet ist das Gemeindegebiet der Stadt.

Grundstiicksbenutzung

Die Stadt gestattet der SWU fir die Dauer dieses Vertrages, alle im Vertragsgebiet ge-
legenen offentlichen Verkehrsflachen (Stral3en, Wege, Platze und Briicken), Gber die der
Stadt das Verfugungsrecht zusteht, fir die Errichtung und den Betrieb von Elektrizitats-
versorgungsanlagen des Elektrizitatsversorgungsnetzes unter Wahrung bestehender
Rechte Dritter zu benutzen. Die Stadt ist nicht verpflichtet, eine bestimmte Beschaffen-
heit oder Eigenschaft der 6ffentlichen Verkehrsflachen vorzuhalten. Die Nutzung der 6f-
fentlichen Verkehrsflachen hat méglichst platzsparend und auf Verlangen der Stadt im
Einzelfall unter Beachtung besonderer stadtischer Ordnungsprinzipien zu erfolgen. Das
vorstehende Nutzungsrecht gilt auch fur Elektrizitdtsversorgungsanlagen, die nur teil-
weise der Versorgung im Vertragsgebiet dienen.

Offentliche Griinflachen sind, ausgenommen der darin verlaufenden Straen und Wege,
die tatsachlich dem offentlichen Verkehr eréffnet sind, keine 6ffentlichen Verkehrsfla-
chen. Soweit Elektrizitatsversorgungsanlagen auf 6ffentlichen Griinflachen in Ausiibung
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eines in der Vergangenheit bestehenden Wegenutzungsrechts aus einem Konzessions-
vertrag mit der Stadt errichtet wurden und bei Laufzeitbeginn dieses Vertrages noch vor-
handen sind, gilt fir diese Anlagen ein Wegenutzungsrecht in entsprechender Anwen-
dung der vorstehenden Regelungen dieses Abs. 1 solange und soweit, bis diese Anla-
gen erneuert werden (Bestandsschutz). Der SWU obliegt die Nachweispflicht, dass die
Anlagen bei Laufzeitbeginn dieses Vertrages bereits vorhanden und in Ausiibung eines
in der Vergangenheit bestehenden Wegenutzungsrechts errichtet wurden. Im Falle einer
Erneuerung (Austausch des wesentlichen Teils der jeweiligen Anlage) von Elektrizitats-
versorgungsanlagen auf 6ffentlichen Grunflachen entfallt der Bestandsschutz und es
gelten uneingeschrankt die Regelungen dieses Vertrages. Die SWU zeigt der Stadt die
beabsichtigte Erneuerung unverziglich an. Die Stadt wird auf Wunsch der SWU im Ein-
zelnen prifen, ob die zu erneuernden Elektrizitdtsversorgungsanlagen abweichend von
dem in diesem Unterabsatz vorgesehenen Grundsatz ebenfalls in der 6ffentlichen Grin-
flache verlegt werden kénnen. Im Ubrigen bleiben die Regelungen dieses Vertrages,
insbesondere vorstehender Abs. 1 S. 5, 8 4 Abs. 4 und § 6 Abs. 1, 2, unberihrt.

Bauwerke und Grundstiicke im Eigentum der Stadt, die im Vertragsgebiet liegen und
keine offentlichen Verkehrsflachen darstellen (sonstige Grundstucke), darf die SWU im
Rahmen der durch § 12 der Verordnung Uber Allgemeine Bedingungen fiir den Netzan-
schluss und dessen Nutzung fir die Elektrizitdtsversorgung in Niederspannung (Nieder-
spannungsanschlussverordnung) beschriebenen Grenzen nutzen. Eine dartber hinaus-
gehende Nutzung bedarf des vorherigen Abschlusses einer gesonderten entgeltlichen
Vereinbarung. Die Stadt hat das Recht, die Art der Vereinbarung zu wahlen und die
wesentlichen Regelungsinhalte vorzuschlagen.

Offentlich-rechtliche Verfahren, Genehmigungen und Verpflichtungen sind nicht Gegen-
stand dieses Vertrags und hat die SWU in eigener Verantwortung und auf eigene Kosten
zu erfullen.

Fir durch die SWU neu zu errichtende Telekommunikationsleitungen, die nicht zum Be-
trieb des Elektrizitatsversorgungsnetzes erforderlich sind, gilt das Telekommunikations-
gesetz (TKG).

Verliert eine offentliche Verkehrsflache ihre Eigenschaft als solche, bedarf die weitere
Nutzung durch die SWU einer gesonderten entgeltlichen Vereinbarung. Die Stadt wird
bei ihrer Entscheidung tber die EinrAumung weiterer Nutzungsrechte die berechtigten
Interessen der SWU, insbesondere Bestandsschutzaspekte, soweit moglich berticksich-
tigen. Entschadigungsanspriiche der SWU gegenliber der Stadt sind grundsatzlich aus-
geschlossen. § 6 bleibt unberthrt.

Bendtigt die SWU zur Errichtung von Umspannanlagen, Schalt- und Transformatoren-
stationen sowie von fir den Betrieb des Elektrizitatsversorgungsnetzes erforderlichen
Gebéauden stadteigene Grundstucksflachen, wird die Stadt mit der SWU Uber die Verau-
Berung der Grundsticksflachen oder die Einrdumung eines entgeltlichen Nutzungs-
rechts daran verhandeln. Die fir die VerduR3erung oder die EinrAumung des Nutzungs-
rechts anfallenden Kosten tragt die SWU. Die Verau3erung erfolgt im Regelfall zum Bo-
denrichtwert. Soweit kein Bodenrichtwert vorhanden ist, tritt an dessen Stelle der Ver-
kehrswert. Bei Dienstbarkeitsbelastung bertcksichtigt das Entgelt im Regelfall die durch
die Dienstbarkeitsbelastung eingetretene Wertminderung des Grundstlickes.
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Beabsichtigt die Stadt, Grundstiicke, auf denen sich Elektrizitatsversorgungsanlagen der
SWU befinden, an Dritte zu verauf3ern, wird die Stadt die SWU rechtzeitig vor der Ver-
aullerung hieruber unterrichten. Sofern die Elektrizitdtsversorgungsanlagen der SWU
nicht bereits dinglich gesichert sind, entscheidet die Stadt unter Beriicksichtigung der
Stellungnahme der SWU, ob sie an diesen Grundstiicken vor VerdufRerung zu Gunsten
der SWU beschrankte persénliche Dienstbarkeiten bestellt oder ob die SWU die Elektri-
zitatsversorgungsanlagen zu verlegen hat. Raumt die Stadt der SWU beschréankte per-
sonliche Dienstbarkeiten ein, gilt Abs. 2 Satz 2 entsprechend. Uber die Kostentragung
hinsichtlich der durch die Bestellung einer beschrankten persénlichen Dienstbarkeit ver-
ursachten Wertminderung des Grundstiicks oder durch die Verlegung anfallenden Ver-
legungskosten werden sich die Vertragspartner einvernehmlich einigen.

Soweit die Stadt einem Dritten die Fuhrung von Leitungen in 6ffentlichen Verkehrsfla-
chen bzw. tiber ihr Eigentum gestattet, wird sie dafiir Sorge tragen, dass sich dieser mit
der SWU Uber die Leitungsfihrung verstandigt.

Bei Naherungen, Kreuzungen usw. von Leitungen werden die Kosten von Schutzmal3-
nahmen, Leitungsverlegungen usw. von demjenigen getragen, der seine Anlagen zuletzt
errichtet oder &ndert. Die Stadt wird sich bemuhen, dies bei Abschluss von Vertragen
mit Dritten sicherzustellen.

Bei Leitungsbaumafinahmen der Stadt, einschlieflich ihrer rechtlich unselbstéandigen Ei-
gen- und Regiebetriebe sowie von ihr verwalteter rechtlich unselbstandiger und selb-
standiger Stiftungen, insbesondere der Hospitalstiftung, gelten hinsichtlich der Kosten-
tragung ausschlie3lich die Regelungen des § 6. Gleiches gilt fir Leitungsbaumafnah-
men von Zweckverbanden, sofern der ausfihrende Zweckverband die Erfullung kom-
munaler Aufgaben lbernommen hat und die betreffende BaumalRnahme zumindest
auch der Versorgung der Stadt dient.

Zwischen den Vertragspartnern besteht Einigkeit dartiber, dass die fur die Vertragslauf-
zeit dieses Vertrages in Ausiibung des zeitlich befristeten Wegenutzungsrechts nach
vorstehenden Regelungen auf den vom Vertrag erfassten Grundstticken verlegten und
betriebenen Elektrizitdtsversorgungsanlagen nur zu einem voriibergehenden Zweck von
der SWU mit dem jeweiligen Grundstiick verbunden werden und mithin Scheinbestand-
teile im Sinne des § 95 Abs. 1 BGB darstellen.

Konzessionsabgabe, Kommunalrabatt, Verwaltungskostenbeitrag

Als Gegenleistung flr die nach 8§ 2 Abs. 1 eingeraumten Nutzungsrechte zahlt die SWU
wahrend der gesamten Laufzeit dieses Vertrages an die Stadt Konzessionsabgaben im
nach der Konzessionsabgabenverordnung (KAV) in ihrer jeweiligen Fassung hdchstzu-
lassigen Umfang. Fir den Fall, dass die vorgenannten Vorschriften oder dass kiinftig die
Begrenzung der Konzessionsabgabe durch HOchstsatze wegfallen sollten, werden die
Vertragspartner eine einvernehmliche, wirtschaftlich angemessene Regelung herbeifiih-
ren. Fur den Zeitraum ab dem Wegfall der Begrenzung der Konzessionsabgabe bis zur
einvernehmlichen Regelung, gilt die Konzessionsabgabe als vereinbart, die bei einer
Weitergeltung der Begrenzung vereinbart ware.

Sollte kunftig die Erhebung der Konzessionsabgabe durch die Stadt als umsatzsteuer-
pflichtige Tatigkeit eingestuft werden oder sollte die Stadt auf die ansonsten bestehende
Umsatzsteuerbefreiung verzichten, so schuldet die SWU der Stadt ab dem Zeitpunkt des
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Bestehens der Umsatzsteuerpflicht die Konzessionsabgabe zuziglich der gesetzlich je-
weils gultigen Umsatzsteuer.

Bei der Bestimmung von Sonder- und Tarifkunden im Niederspannungsnetz sind die
beiden Abgrenzungskriterien nach 8 2 Abs. 7 Satz 1 letzter Halbsatz der Verordnung
Uber Konzessionsabgaben fur Strom und Gas (KAV) vom 09.01.1992 in der Fassung
vom 08.11.2006 kumulativ anzuwenden.

Liefern Dritte im Wege der Durchleitung Strom an Letztverbraucher, so sind von der
SWU fur diese Lieferungen Konzessionsabgaben in der Hohe an die Stadt zu zahlen,
wie sie die SWU in vergleichbaren Fallen fir Lieferungen ihres Unternehmens oder
durch verbundene oder assoziierte Unternehmen in diesem Konzessionsgebiet zu zah-
len hat. Diese Konzessionsabgaben werden von der SWU dem Durchleitungsentgelt
hinzugerechnet und dem Netznutzer in Rechnung gestellt. Macht der Dritte geltend, auf
seine Lieferungen entfielen niedrigere Konzessionsabgaben als im Durchleitungsentgelt
zugrunde gelegt und erbringt er den Nachweis hierfir (durch das Testat eines Wirt-
schaftsprifers oder vereidigten Buchprifers) gegentiber der SWU, so gilt dies auch ge-
genuber der Stadt.

Wird ein Weiterverteiler Gber offentliche Verkehrswege mit Strom beliefert, der diesen
Strom ohne Benutzung solcher Verkehrswege an Letztverbraucher weiterleitet, hat die
SWU fur dessen Belieferung Konzessionsabgaben in der Hohe an die Stadt zu zahlen,
wie sie ohne Einschaltung des Weiterverteilers angefallen wéren; vorstehende Satze 3
und 4 dieses Abs. 2 gelten entsprechend.

Die SWU leistet auf die Konzessionsabgabe monatliche Abschlagszahlungen an die
Stadt. Die Abschlagszahlungen erfolgen gemaR § 5 KAV jeweils am ersten Kalendertag
nach Ablauf des jeweiligen Zeitabschnitts. Die Hohe der Abschlage betragt bei monatli-
chen Abschlagszahlungen /1, des Gesamtbetrages der letzten Schlussabrechnung.

Die geprifte Schlussabrechnung der fur das jeweilige Kalenderjahr zu bezahlenden
Konzessionsabgaben erfolgt bis spatestens zum 30.06. des Folgejahres (Zugang bei der
Stadt). Die SWU wird nach der Berechnung der Konzessionsabgaben fir jedes Kalen-
derjahr durch einen Wirtschaftsprifer im Rahmen der Jahresabschlusspriifung die Ord-
nungsmanigkeit der Abrechnung der Konzessionsabgabe fir die SWU insgesamt Uber-
prifen und testieren lassen; eine Kopie des Testats ist der Stadt unaufgefordert mit der
Schlussabrechnung zu Uberlassen. Etwaige, sich aus der Schlussabrechnung erge-
bende Ausgleichszahlungen zugunsten der Stadt erfolgen durch die SWU innerhalb von
14 Werktagen nach Zurverfiigungstellung der Schlussabrechnung.

Auf Wunsch der Stadt informiert die SWU umfassend Uber samtliche Einzelheiten der
jeweiligen Abschlags- und/oder Schlussabrechnung sowie der dieser jeweils zugrunde-
liegenden Bemessung und Berechnung der Konzessionsabgabe. Die entsprechende In-
formation erfolgt spatestens innerhalb von vierzehn Kalendertagen nach Aufforderung
durch die Stadt.

Die SWU gewahrt der Stadt wahrend der gesamten Vertragslaufzeit den gesetzlich je-
weils hochstzuldassigen Kommunalrabatt. Dieser belduft sich derzeit gem. § 3 Abs. 1 Satz
1 Nr. 1 KAV auf 10 % des Rechnungsbetrages fir den in Niederspannung abgerechne-
ten Eigenverbrauch der Stadt fir den Netzzugang. Rechnungsbetrag in diesem Sinne
ist der Brutto-Betrag inklusive der gesetzlich jeweils giltigen Umsatzsteuer. Sollte kiinftig
aufgrund gesetzlicher Vorgaben oder hochstrichterlicher Rechtsprechung als
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Rechnungsbetrag in diesem Sinne nur der Netto-Betrag zulassigerweise vereinbart wer-
den diirfen, ist dieser Netto-Betrag mafRgeblich. Uber etwaig erforderliche Riickabwick-
lungen werden sich die Vertragspartner einvernehmlich abstimmen. Zum Eigenver-
brauch der Stadt gehdrt auch der Verbrauch von Eigen- und Regiebetrieben der Stadt.
Die SWU stellt der Stadt eine Liste mit allen der SWU bekannten, in Niederspannung
versorgten rabattfahigen Abnahmestellen zur Verfiigung. Die Stadt prift und erganzt ggf.
die Liste um weitere, ihrem Eigenverbrauch zuzuordnende, in Niederspannung abge-
rechnete Abnahmestellen und sendet die Liste an die SWU zuriick. Neue Abnahmestel-
len kann die Stadt jederzeit an die SWU melden. Die SWU prift, ob die gemeldeten
Abnahmestellen rabattfahig sind, und stellt diese Abnahmestellen im Falle positiver Pri-
fung umgehend in das Abrechnungssystem ein. Ergibt die Prifung ein negatives Ergeb-
nis, begriindet die SWU dies gegenuber der Stadt im Einzelnen. Der Preisnachlass ist
in der Rechnung offen auszuweisen.

Fur konkrete Leistungen, die die Stadt auf Verlangen oder im Einvernehmen mit der
SWU zu dessen Vorteil erbringt, gewahrt die SWU im gesetzlich zulassigen Umfang
Verwaltungskostenbeitrage. Verwaltungskostenbeitrdge im Sinne vorstehenden Satzes
1 sind unter anderem fir Leistungen der Stadt im Zusammenhang mit Baumalinahmen
der SWU zu bezahlen. Leistungen, die die Stadt in diesem Zusammenhang im Einver-
nehmen und zum Vorteil der SWU erbringt, sind insbesondere

a) Prifung des Vorhabens und Stellungnahme,
b) Baustellenkoordinierung (inkl. Stellungnahmen, Dokumentation der Mal3hahmen),
c) Beweissicherung der Oberflache durch die Stadt.

Die Stadt wird die in diesem Zusammenhang erbrachten Leistungen gegeniiber der
SWU im Einzelnen aufschlisseln und abrechnen. Die Stadt behéalt sich das Recht vor,
auch fur weitere Leistungen jenseits vorstehender Aufzéhlung im rechtlich zuléssigen
Umfang Verwaltungskostenbeitrage geltend zu machen.

Bau und Betrieb von Leitungen und Anlagen

Die SWU errichtet, betreibt und erneuert die Elektrizitdtsversorgungsanlagen nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik, den gesetzlichen Vorgaben und den Vorga-
ben dieses Vertrages. Dabei bericksichtigt die SWU insbesondere auch die jeweils ein-
schlagigen Regelungen und Richtlinien der Stadt in ihrer jeweils aktuellen Fassung. Eine
nicht abschlieBende Auflistung wesentlicher stadtischer Regelungen und Richtlinien in
der zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses aktuellen Fassung ist diesem Vertrag als An-
lage 1 beigefluigt, ohne dass damit ein Prajudiz fur die Einzelfallprifung durch die SWU
einhergeht. Die SWU hélt die Elektrizitatsversorgungsanlagen in einwandfreiem, be-
triebsfahigem Zustand.

Die SWU wird von ihr beauftragte Nachunternehmer entsprechend zur Beachtung der in
diesem Vertrag geregelten Anforderungen an Baumafinahmen verpflichten und die Um-
setzung dieser Verpflichtung kontrollieren.

Die SWU wird bei der Inanspruchnahme der von der Stadt nach Maf3gabe dieses Ver-
trages zur Verfiigung gestellten Flachen darauf achten, dass die daraus entstehenden
Beeintrachtigungen fiir die Stadt und ihre Blrger mdglichst gering sind. Die SWU hat
insbesondere darauf hinzuwirken, dass BaumaRnahmen mdglichst ziigig abgeschlossen
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und vorab mitgeteilte Zeitfenster eingehalten werden. Die SWU verpflichtet sich, einen
Aufbruch von Oberflachen innerhalb von 5 Jahren nach erstmaliger Herstellung oder
Erneuerung der jeweiligen Oberflache zu unterlassen, es sei denn, der Aufbruch ist aus
zwingenden netzwirtschaftlichen Grinden unvermeidbar.

Die SWU verpflichtet sich, innerhalb im Zusammenhang bebauter Gebiete bei Neubau-
malinahmen sowie bei Erneuerungen der Elektrizitatsversorgungsanlagen eine Erdver-
kabelung durchzufihren.

Die SWU verpflichtet sich bei der ErschlieBung von Neubaugebieten und Gewerbege-
bieten zur Vorverlegung der Netzanschlussleitungen bis in die Grundstiicke, soweit die
jeweiligen Grundstiickseigentiimer und die Stadt zuvor ihre Einwilligung erteilt haben.
Sie wird sich um die hierfir erforderliche Einwilligung des jeweiligen Grundstiickseigen-
timers und der Stadt bemihen. Die Stadt ist berechtigt, der SWU zur Erflllung ihrer
Verpflichtung zur Vorverlegung eine angemessene Frist zu setzen.

Die SWU achtet darauf, Griinflachen und Baume soweit wie mdglich zu schonen. Sie
bertcksichtigt den Grinflachen- und Baumschutz bei der Standort- und Trassenwabhl
ihrer Elektrizitatsversorgungsanlagen unter Beachtung der jeweils aktuellen Regelungen
der Stadt, ergreift auf eigene Kosten erforderliche Schutzmaflinahmen und verlegt gege-
benenfalls auch ihre Anlagen.

Die regelmalige Pflege oberirdischer Elektrizitdtsversorgungsanlagen durch die SWU
zur Sicherstellung eines ordentlichen optischen Zustandes ist Bestandteil eines ord-
nungsgemalen Netzbetriebs im Sinne dieses Vertrages.

Die Vertragspartner sind sich einig, dass auf oberirdischen Elektrizitdtsversorgungsan-
lagen keine Reklame fir die SWU oder Dritte oder Leistungen der SWU oder Dritter
angebracht wird (Werbeverbot). Abweichungen bedirfen der separaten schriftlichen
Vereinbarung im Einzelfall. Nicht vom Werbeverbot erfasst sind tibliche Hinweisschilder,
soweit diese aufgrund netzwirtschaftlicher Belange oder gesetzlicher Vorschriften erfor-
derlich sind.

Die SWU wird die Lage sowie die Errichtung, Verdnderung und Verlegung ihrer Elektri-
zitdtsversorgungsanlagen in 6ffentlichen Verkehrsflachen jeweils mit den anderen Tréa-
gern von Ver- und Entsorgungsanlagen und den Beteiligten der Stralenbahninfrastruk-
tur sowie allen beteiligten Stellen der Stadt abstimmen. Auch sollen Baumal3nahmen der
Vertragspartner moglichst zusammengelegt und ggf. auch mit Baumaflnahmen anderer
Versorgungstrager oder sonstiger Dritter koordiniert werden, um die mit Baumaflinahmen
verbundenen Beeintrachtigungen fur die Stadt und ihre Einwohner auf das erforderliche
Mal3 zu beschranken sowie zum gegenseitigen Kostenvorteil.

Die Stadt wird die SWU mdoglichst friihzeitig Gber Planung und Durchflihrung von stadti-
schen Baumafnahmen unterrichten, die Einfluss auf vorhandene Elektrizitatsversor-
gungsanlagen der SWU oder deren Planung haben kénnen. Darlber hinaus wird die
Stadt die SWU (ber die Aufstellung neuer und die Anderung bestehender Bauleitplane
sowie Uber bedeutsame Bauvorhaben Dritter informieren, soweit diese den Betrieb der
Elektrizitatsversorgungsanlagen der SWU im Stadtgebiet beriihren kdnnen. Die SWU ist
verpflichtet, diese Informationen spatestens mit Eingang der Informationen bei ihr zu
bertcksichtigen.
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Die SWU trifft eine uneingeschrankte Pflicht gegenliber der Stadt zur Anzeige und Ko-
ordination von Baumafinahmen an 6ffentlichen Verkehrsflachen und sonstigen Grund-
stucken der Stadt (uneingeschrankte Anzeige- und Koordinationspflicht). Die uneinge-
schrankte Anzeige- und Koordinationspflicht umfasst sowohl eine Anzeigepflicht mit Zu-
stimmungsvorbehalt zugunsten der Stadt fiir jede einzelne BaumalRnahme als auch eine
langfristige Koordination und Abstimmung von Baumafl3inahmen sowie auf Wunsch der
Stadt im Einzelfall eine umfassende Koordination jeder einzelnen konkreten Baumalf3-
nahme. Gegenseitige Mitteilungen im Rahmen der Anzeige und Koordination von Bau-
mafinahmen erfolgen bevorzugt auf digitalem Weg, der im Einzelnen zwischen den Ver-
tragspartnern abzustimmen ist.

Die Einzelheiten zur Umsetzung der uneingeschrankten Anzeige- und Koordinations-
pflicht regeln die Vertragspartner einvernehmlich in einer diesem Vertrag beizufiigenden
Anlage 2. Die zum Laufzeitbeginn dieses Vertrages geltenden Vorgange und Prozesse
sind in der diesem Vertrag beigefligten Anlage 2 festgehalten und zwischen den Ver-
tragspartnern verbindlich vereinbart. Die Vertragspartner werden im Rahmen eines kon-
tinuierlichen Verbesserungsprozesses die Inhalte der Anlage 2 laufend prifen (mindes-
tens einmal jahrlich im Rahmen der fortlaufenden Koordinationsgespréache) und einver-
nehmlich unter Beriicksichtigung der in vorstehenden Satzen 1 bis 3 dieses Absatz 4
vereinbarten Grundsatze schriftlich anpassen, wenn sich die Rahmenbedingungen und
Anforderungen &ndern.

Die Stadt ist berechtigt, im Rahmen des nach KAV Zuldssigen bei BaumaRnahmen der
SWU die Mitverlegung von kommunalen Leitungen oder Leerrohren zu verlangen, wenn
dies technisch mdglich und mit den Anforderungen an die Netzsicherheit und -integritat
vereinbar ist. Die Stadt verpflichtet sich, den Mehraufwand zu tragen, welcher der SWU
durch die Mitverlegung entsteht.

Soweit furr die Errichtung, die Anderung, die Erweiterung oder die Beseitigung von Elekt-
rizitatsversorgungsanlagen die Zustimmung oder Genehmigung von Behdrden oder Drit-
ten erforderlich ist, wird die SWU diese Zustimmung oder Genehmigung in eigener Ver-
antwortung einholen. Die Stadt wird die SWU auf deren Wunsch im Rahmen ihrer tat-
séchlich und rechtlich zumutbaren Mdglichkeiten bei der Trassenfindung und der Erlan-
gung o6ffentlich-rechtlicher Genehmigungen fiir die Errichtung, die Anderung, die Erwei-
terung oder die Beseitigung von Elektrizitatsversorgungsanlagen sowie beim Erwerb von
Grundstucken oder Rechten an Grundstiicken Dritter im Stadtgebiet unterstiitzen, ohne
hierfiir eine Gewahr oder Kosten zu tbernehmen oder finanzielle Verpflichtungen einzu-
gehen. 8§ 3 Abs. 5 bleibt unberinhrt.

Durch die BaumaRnahmen diirfen die Zugange zu den angrenzenden Grundstlicken so-
wie der Anliegerverkehr nicht mehr als unvermeidbar beschrankt werden. Wird die Stadt
von Dritten anlasslich der Durchfihrung von Baumaf3nahmen der SWU auf Zahlung von
Entschadigungen in Anspruch genommen, die die SWU oder ihre Erfillungsgehilfen ver-
schuldet hat, stellt die SWU sie davon frei bzw. erstattet inr bereits geleistete Zahlungen,
soweit diese rechtlich begriindet waren.

Die BaumalRnahmen sind so durchzufiihren, dass die Sicherheit nicht und die Leichtig-
keit des Verkehrs in moglichst geringem Umfang beeintréchtigt werden. Die SWU trifft
alle zum Schutz der Straf3e und des StralRenverkehrs erforderlichen Vorkehrungen, ins-
besondere holt die SWU die erforderlichen Genehmigungen und Anordnungen der
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zustandigen Behérden ein, sperrt die Baustellen gemaR den Auflagen der Stral3enver-
kehrsbehorde ab und kennzeichnet sie.

Die SWU hat bei eigenen Baumalinahmen Entwasserungsanlagen, Anlagen zur Stra-
Benbeleuchtung, Lichtsignalanlagen, Leitungen oder sonstige Anlagen der Stadt sowie
Anlagen von Dritten, die durch privatrechtliche Vertragsverhaltnisse mit der Stadt oder
Eintrag im Grundbuch abgesichert sind, nach Weisungen der Stadt auf ihre eigenen
Kosten zu sichern und wiederherzustellen. Die SWU ist verpflichtet, die Stadt rechtzeitig
mit ausreichendem Vorlauf iber Mal3nhahmen nach S. 1 zu informieren. Kosten fiir etwaig
durch die Stadt zu veranlassende Provisorien, insbesondere Notbeleuchtungen, mobile
Ampelanlagen und programmatische Anderungen in Beleuchtungs- und Lichtsignal-
schaltungen, tragt die SWU. Bei Beschadigungen stadtischer Anlagen, insbesondere
Verrohrungen, Leitungen oder sonstiger Infrastruktur von Lichtsignalanlagen, im Zuge
von Baumafnahmen der SWU ist die SWU verpflichtet, unverziglich den jeweils zustan-
digen Bereitschaftsdienst zu informieren. Eine vorstehenden Séatzen 1 bis 4 entspre-
chende Verpflichtung trifft die Stadt hinsichtlich der Elektrizitatsversorgungsanlagen der
SWU, die durch Arbeiten der Stadt an ihren Anlagen beeintrachtigt werden. Satz 1 bis 4
gilt entsprechend fur Anlagen Dritter, die die Erfullung stadtischer Aufgaben tbernom-
men haben. Die Stadt stellt ihrerseits sicher, dass auch diese Dritten bei ihren Arbeiten
betroffene Elektrizitatsversorgungsanlagen der SWU entsprechend behandeln.

Nach Beendigung von Baumaflnahmen wird die SWU die benutzten Verkehrsflachen
oder Grundstiicke und Bauwerke unverziglich, jedoch spéatestens innerhalb von vier
Wochen, nach MaRRgabe der jeweils allgemein anerkannten Regeln der Technik auf ei-
gene Kosten wieder in den vorherigen bzw. einen dem vorherigen Bauzustand gleich-
wertigen Zustand versetzen (Oberflachenwiederherstellung). Wird die Oberflache im Be-
reich offentlicher Verkehrsflachen oder von Grundstiicken aufgebrochen, setzt die Ver-
setzung in den vorherigen oder einen gleichwertigen Zustand voraus, dass die Oberfla-
che mindestens dieselbe Qualitdt und insbesondere dieselbe Haltbarkeit wie vor der
Durchfiihrung der Baumafl3nahme aufweist. Die Oberflachenwiederherstellung umfasst
insbesondere auch die eigenveranlasste und regelkonforme Wiederherstellung der vor
Beginn der Baumafinahme vorhandenen und von der SWU zu dokumentierenden Stra-
Benausstattung (insbesondere Beschilderung und Markierungen).

Die Stadt wird vor der Beendigung der BaumalRhahme Uber die beabsichtigte Oberfla-
chenwiederherstellung informiert und erhalt Gelegenheit zur Stellungnahme. Die SWU
wird die Oberflachen in einer von der Stadt gewlinschten anderweitigen Qualitat herstel-
len, sofern die Stadt dies der SWU innerhalb einer Woche nach Information Uber die
beabsichtigte Wiederherstellung durch die SWU mitteilt. Soweit das Konzessionsabga-
benrecht die unentgeltliche Wiederherstellung abweichender oder htherwertiger Ober-
flachen verbietet, erfolgt diese gegen marktibliche Vergitung des gegenlber der Wie-
derherstellung eines dem urspriinglichen Bauzustand gleichwertigen Zustandes anfal-
lenden Mehraufwandes. Sofern die Stadt es winscht, wird die SWU an Stelle der Wie-
derherstellung eine entsprechende Entschadigung leisten, soweit dies nach Konzessi-
onsabgabenrecht zulassig ist.

Auf Wunsch der Stadt informiert die SWU wahrend der Baumalinahme utber den jewei-
ligen Stand der Wiederherstellungsarbeiten. Die entsprechende Information erfolgt spa-
testens innerhalb von vier Kalendertagen nach Aufforderung durch die Stadt.
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Die wiederhergestellten Oberflachen werden in einem gemeinsamen Termin von der
Stadt abgenommen, wenn nicht die Stadt auf eine solche gemeinsame Abnahme ver-
zichtet. Die SWU informiert die Stadt Uber die Fertigstellung der BaumalRnahme und
schlagt der Stadt zwei Alternativtermine zur gemeinsamen Abnahme vor. Reagiert die
Stadt innerhalb einer Frist von sieben Kalendertagen ab Zugang dieser Mitteilung nicht,
gilt dies als Verzicht auf eine gemeinsame Abnahme. In diesem Fall gilt die Baumal3-
nahme als mit Fertigstellung abgenommen. Etwas Anderes gilt nur, wenn die Vertrags-
partner einen spateren Termin zur Abnahme vereinbaren. Die Ergebnisse einer stattfin-
denden Abnahme werden in einer gemeinsamen Niederschrift dokumentiert.

Im Rahmen einer Abnahme oder wahrend des Gewahrleistungszeitraums durch die
Stadt festgestellte M&ngel sind von der SWU unverziiglich auf eigene Kosten, spates-
tens innerhalb einer von der Stadt gesetzten angemessenen Frist, zu beseitigen. Die
Beseitigung von Mangeln wird in einem gemeinsamen Termin zur Nachabnahme tber-
pruft, soweit die Stadt nicht auf eine Nachabnahme verzichtet. Vorstehende Regelungen
zur Abnahme gelten entsprechend. Kommt die SWU ihrer Pflicht zur Mangelbeseitigung
nicht innerhalb der gesetzten angemessenen Frist nach, ist die Stadt berechtigt, die
Méangel auf Kosten der SWU beseitigen zu lassen.

Die SWU wird bei BaumalRBhahmen im 6ffentlichen Strallenraum Reststreifen entspre-
chend der Vorgaben der ZTV A-StB in der jeweils glltigen Fassung vermeiden und die
aktuell mafRgebliche Aufgrabungsrichtlinie der Stadt beachten. Die SWU wird von ihr
beauftragte Nachunternehmer entsprechend zur Vermeidung von Reststreifen verpflich-
ten und die Umsetzung dieser Verpflichtung kontrollieren. Soweit die Vermeidung der
Reststreifen nach den Vorgaben der ZTV A-StB gegen Konzessionsabgabenrecht ver-
stof3en sollte, ist der Mehraufwand, der durch die Reststreifenvermeidung gegeniber
dem konzessionsabgabenrechtlich Zulassigen entsteht, von der Stadt marktiblich zu
verguten ist. Auf Wunsch der Stadt informiert die SWU umfassend Uber samtliche Ein-
zelheiten der erforderlichen Arbeiten zur Vermeidung von Reststreifen. Die entspre-
chende Information erfolgt spatestens innerhalb von sieben Kalendertagen nach Auffor-
derung durch die Stadt.

Fur Baumalnahmen der SWU gilt eine Gewahrleistungsfrist von finf Jahren. Sie beginnt
mit der Abnahme der Bauarbeiten durch die Stadt nach MalRgabe des vorstehenden
Abs. 10. Die SWU wird die Stadt spatestens neun Monate vor Auslaufen von Gewahr-
leistungsfristen auf das Auslaufen hinweisen. Tritt wahrend der Gewahrleistungsfrist ein
Fehler an einem von der SWU gefertigten Bauwerk bzw. an einer sonstigen Werkleistung
im Zusammenhang mit vorgenannten Baumalinahmen der SWU auf, so wird zu Gunsten
der Stadt widerleglich vermutet, dass es sich um einen von der SWU zu beseitigenden
Mangel handelt. Auf Wunsch der Stadt wird zum Ende der Gewabhrleistungsfrist eine
gemeinsame Nachabnahme durchgefiihrt. Die Ergebnisse der Nachabnahme werden in
einer gemeinsamen Niederschrift dokumentiert. Versaumt es die SWU, die Stadt nach
vorstehendem Satz 3 auf das Auslaufen der Gewahrleistungsfrist hinzuweisen und ent-
scheidet die Stadt deshalb nicht tber die Durchfihrung einer Nachabnahme, kann sich
die SWU erstmals nach Ablauf zweier weiterer Jahre auf das Ablaufen der Gewabhrleis-
tungsfrist berufen.

Die SWU fihrt in einem jeweils aktuellen, in der Versorgungswirtschaft lblichen Stan-
dard umfassende digitale Leitungspléne Uber das ortliche Elektrizitdtsversorgungsnetz
in georeferenzierter Form. Das ortliche Elektrizitdtsversorgungsnetz wird darin stets
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aktuell und lickenlos erfasst. Die SWU gewahrleistet der Stadt einen jederzeitigen, kos-
tenlosen Lesezugriff hierauf. Darlber hinaus stellt die SWU der Stadt dieses Planwerk
auf Anforderung jederzeit in digitaler, bei der SWU vorhandener und nach Mdglichkeit
mit der stadtischen Infrastruktur kompatiblen Form und, soweit konzessionsabgaben-
rechtlich zuléssig, kostenlos zur uneingeschrankten Nutzung im Rahmen der 6ffentli-
chen Aufgabenerfillung zur Verfiigung. Die Stadt ist berechtigt, gegebenenfalls gegen
Entgelt, soweit dies bei der SWU Aufwand erzeugt, eine bestimmte Form zu verlangen.
Zusétzlich informiert die SWU auf Wunsch der Stadt umfassend tber samtliche Einzel-
heiten der digitalen Leitungsplane, insbesondere Uiber die Handhabung und Zugriffsmog-
lichkeiten der Stadt hierauf. Die entsprechende Information erfolgt spatestens innerhalb
von sieben Kalendertagen nach Aufforderung durch die Stadt. Zudem stellt die SWU der
Stadt jahrlich eine aktualisierte Ubersicht Giber die im Stadtgebiet vorhandenen Elektrizi-
tatsversorgungsanlagen in der bei der SWU vorhandenen Form kostenlos zur Verfu-

gung.

Dies entbindet die Stadt allerdings nicht von ihrer Pflicht, vor der Ausfuhrung von Bau-
arbeiten das Vorhandensein sowie die genaue Lage von Elektrizitatsversorgungsanla-
gen der SWU im Arbeitsbereich bei dieser zu erheben. Im Ubrigen erhalt die Stadt auf
Anfrage wie jeder Dritte Auskunft Gber den aktuellen Leitungsverlauf an einzelnen Punk-
ten des Versorgungsnetzes.

Die Stadt kann von der SWU die Beseitigung endgultig stillgelegter Elektrizitatsversor-
gungsanlagen sowie die Wiederherstellung der Grundstiicksflachen in den Zustand, wie
er der unmittelbaren Umgebung entspricht, im Rahmen des konzessionsabgabenrecht-
lich Zulassigen auf Kosten der SWU verlangen. Als stillgelegte Elektrizitétsversorgungs-
anlagen gelten solche Anlagen, die von der SWU nicht mehr genutzt werden und deren
Wiederinbetriebnahme voraussichtlich innerhalb von funf Jahren seit AuRerbetrieb-
nahme nicht mehr erfolgen wird. Die SWU hat der Stadt die endgiiltige Stilllegung von
Elektrizitatsversorgungsanlagen unverziglich anzuzeigen und zu dokumentieren. Auf
Antrag der SWU priift die Stadt im Einzelfall, ob auf eine Geltendmachung des Beseiti-
gungsanspruchs hinsichtlich stillgelegter Anlagen verzichtet werden kann. Ein Verzicht
kommt fur die Stadt als Ergebnis der Priifung in Betracht, wenn die Beseitigung bei der
SWU zu einem unzumutbaren, von ihr im Einzelnen darzulegenden Aufwand flihren
wirde, und dem Verzicht keine 6ffentlichen Interessen der Stadt entgegenstehen. Trifft
die Stadt bei Baumaf3nahmen auf stillgelegte Elektrizitdtsversorgungsanlagen der SWU,
die nicht in dem aktuellen Bestandsplanwerk nach vorstehendem Abs. 13 enthalten sind,
ist die SWU verpflichtet, diese unverziglich auf eigene Kosten zu entfernen. Kommt die
SWU einer entsprechenden Aufforderung der Stadt nicht binnen angemessener Frist
nach, ist die Stadt berechtigt, diese Anlagen auf Kosten der SWU selbst zu entfernen.
Fur besondere Aufwendungen der Stadt, insbesondere Mehrkosten, die durch das Vor-
handensein stillgelegter Anlagen entstehen, gilt 8 6 Abs. 3 dieses Vertrages.

Umsetzung der Zwecke und Ziele des § 1 EnWG

Die SWU wird die Zwecke und Ziele des 8 1 EnWG im Rahmen ihres Netzbetriebs um-
fassend bertcksichtigten und verwirklichen. Dies umfasst insbesondere aber nicht ab-
schliel3end die nachfolgend geregelten Grundsatze.
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Die SWU stellt die langfristige bedarfsgerechte Erhaltung der Elektrizitatsversorgungs-
anlagen und die Zuverlassigkeit des Betriebs des Elektrizitdtsversorgungsnetzes in den
Vordergrund. Entscheidungen Uber Investitionen in die Elektrizitatsversorgungsanlagen
werden von der SWU im Hinblick auf die langfristige Erhaltung der Leistungsfahigkeit
der Anlagen unabhéangig von der Laufzeit dieses Vertrages getroffen.

Die SWU verpflichtet sich, Stérungen der Versorgung auf ein moglichst geringes Mald
zu begrenzen und Netzstdrungen laufend nach einem jeweils aktuellen, technisch aner-
kannten System zu dokumentieren.

Die SWU wird fur Stérungsfalle, zur Abwehr auftretender Gefahren, zur Wiederherstel-
lung der Versorgung sowie zur Information der Offentlichkeit einen Kommunikations- und
Bereitschaftsdienst vorhalten. Die SWU stellt fir die Netznutzer eine standige Erreich-
barkeit (24 Stunden, 365 Tage im Jahr) Uber eine Notfallrufnummer zur Stérungsmel-
dung sicher. Der Bereitschaftsdienst steht das ganze Jahr 24 Stunden am Tag uneinge-
schrankt zur Verfigung. Die SWU hélt ein effektives Stérungsmanagementkonzept vor,
welches bei sdmtlichen Stdrungen greift und das Ziel verfolgt, Versorgungsausfélle auf
ein Minimum zu reduzieren und eine mdglichst schnelle Wiederinbetriebnahme zu er-
moglichen.

Die SWU verpflichtet sich, bei dem Bau und Betrieb der Elektrizitatsversorgungsanlagen
die Belange des Klima- und Umweltschutzes zu bericksichtigen. Dies umfasst insbe-
sondere

a. die Auswahl von Standorten und Materialien unter der Mafl3gabe einer méglichst
geringen Umweltbeeintrachtigung;

b. soweit méglich und wirtschaftlich zumutbar den Einsatz grabenloser Verlege- und
Sanierungsverfahren;

c. die Schonung und der nachhaltige Schutz von Baumen und Griunflachen bei der
Durchfiihrung von Baumaflinahmen und dem Betrieb der Elektrizitatsversor-
gungsanlagen unter Beachtung der jeweils aktuellen Regelungen der Stadt.

Sollten sich wirtschaftliche Mdéglichkeiten des Einsatzes neuer Techniken im Hinblick auf
Umweltvertraglichkeit und Klimaschutz ergeben, ist die SWU bereit, diese bei neuen so-
wie bestehenden Elektrizitdtsversorgungsanlagen zu verwirklichen.

Die SWU hat im Regelbetrieb wie auch im Fall von Stérungen die Vorgaben an einen
verbraucherfreundlichen Netzbetrieb im Sinne des 8 1 EnWG zu wahren und dabei ins-
besondere die Netznutzer sowie betroffene Dritte hinreichend zu informieren.

Anderung/Verlegung der Elektrizitatsversorgungsanlagen, Kostenerstattung

Die SWU verpflichtet sich, Elektrizitidtsversorgungsanlagen nach schriftlicher Aufforde-
rung und angemessener Fristsetzung durch die Stadt zu verlegen und/oder zu &ndern,
wenn dies durch MalRnahmen der Stadt im o6ffentlichen Interesse, insbesondere aus
Grinden der offentlichen Sicherheit und Ordnung, der Verkehrssicherheit, der Bauleit-
planung, aus stadtebaulichen Grinden sowie aus sonstigen Griinden des offentlichen
Interesses, erforderlich wird (Folgepflicht). Die Anderung und/oder Verlegung umfasst
insbesondere die Umlegung, Tieferlegung sowie sonstige Anderung oder Sicherung der
Elektrizitatsversorgungsanlagen. Auf Wunsch der Stadt informiert die SWU diese
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umfassend (iber samtliche Einzelheiten der vorzunehmenden Anderungen und/oder
Verlegungen. Die entsprechende Information erfolgt spatestens innerhalb von sieben
Kalendertagen nach Aufforderung durch die Stadt.

Notwendige Kosten (Selbstkosten, die bei der SWU entstehen), welche entstehen, wenn
Elektrizitatsversorgungsanlagen der SWU aufgrund von MalRnahmen der Stadt nach
vorstehendem Abs. 1 gedndert oder verlegt werden mussen (Folgekosten), werden im
Rahmen des nach KAV Zulassigen uneingeschrankt von der SWU getragen. Gleiches
gilt, wenn Elektrizitatsversorgungsanlagen auf Veranlassung der SWU geéndert oder
verlegt werden.

Zu den von der SWU zu tragenden Folgekosten zahlen grundsatzlich im Rahmen des
nach KAV Zulassigen auch solche besonderen Aufwendungen, die der Stadt bei Bau-,
Reparatur- oder sonstigen MaRhahmen an den 6ffentlichen Verkehrsflachen durch die
Herstellung, Umlegung, Veradnderung oder das Vorhandensein von Elektrizitatsversor-
gungsanlagen der SWU entstehen. Dies gilt insbesondere fur notwendige (markttbliche)
Mehrkosten, die der Stadt bei Bau- und Unterhaltungsmal3Bhahmen an 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen durch die notwendige Riicksichtnahme auf die Elektrizitdtsversorgungsan-
lagen der SWU entstehen. Die Stadt wird diese Kosten gegeniiber der SWU auf deren
Verlangen jeweils aufschlisseln.

Wenn nicht dinglich gesicherte Elektrizitdtsversorgungsanlagen auf Grundstiicken Drit-
ter infolge stadtischer MaRnahmen, insbesondere planerischer Festlegungen der Stadt
(z.B. bei der Aufstellung eines Bebauungsplans), verlegt werden missen, gelten die vor-
stehenden Regelungen entsprechend.

Verlangt die Stadt die Verlegung einer Leitung innerhalb der ersten finf Jahre nach der
Fertigstellung der erstmaligen Leitungsverlegung, so gehen die Folgekosten abwei-
chend von vorstehendem Abs. 2 zu Lasten der Stadt, soweit nicht die Anderung durch
unvorhersehbare oder unvermeidliche Ereignisse (z.B. Naturkatastrophen) nétig wird.

Hat die Stadt Ersatzanspriiche gegentber Dritten oder leisten Dritte Zuschisse, sind
diese zur Minderung der Folgekosten zu verwenden, soweit dies mit der Zweckbestim-
mung der geleisteten Zuschisse in Einklang steht.

Folgepflicht- und Folgekostenregelungen, die kraft Gesetzes oder aufgrund anderweiti-
ger schuldrechtlicher Vereinbarungen oder dinglicher Rechte bestehen, bleiben von vor-
stehenden Regelungen unbertihrt.

Die Regelungen dieses 8 6 gelten im Rahmen des konzessionsabgabenrechtlich Zulas-
sigen entsprechend fir Mal3nahmen von rechtlich unselbstandigen Eigen- und Regiebe-
trieben der Stadt sowie von der Stadt verwalteter rechtlich unselbstandiger und selbstan-
diger Stiftungen, insbesondere der Hospitalstiftung.

Haftung

Die SWU haftet nach den gesetzlichen Bestimmungen fir Schaden, die bei der Errichtung,
Anderung, Entfernung oder dem Betrieb von Elektrizitatsversorgungsanlagen der SWU ent-
stehen. Soweit es hierbei auf ein Verschulden der SWU ankommt, wird die SWU nur dann von
der Haftung frei, wenn sie fehlendes Verschulden nachweist. Die SWU wird die Stadt von et-
waigen, die Stadt treffenden Anspriichen Dritter nach Satz 1 freistellen. Die Stadt wird die
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Behandlung dieser Anspruche mit der SWU abstimmen. Die Stadt haftet der SWU nach den
gesetzlichen Bestimmungen fir Beschadigungen ihrer Elektrizitatsversorgungsanlagen, wenn
ihr ein Verschulden nachgewiesen wird; die Ersatzpflicht fur die Wiederherstellung der bescha-
digten Anlagen ist auf die daftir entstehenden Selbstkosten beschrankt.

88
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(2)
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(4)
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§9
)
2

Zusammenarbeit mit der Stadt

Die Vertragspartner messen der Versorgungssicherheit, dem Umweltschutz, der ratio-
nellen Energieverwendung und dem verstarkten Einsatz von erneuerbaren Energien
eine hohe Bedeutung bei. Entschlief3t sich die Stadt zur Aufstellung bzw. Fortschreibung
eines kommunalen oder regionalen Energiekonzepts, wird die SWU sie hierbei im nach
Konzessionsabgabenrecht jeweils maximal zuldssigen Umfang unterstitzen.

Die Vertragspartner werden einander von Mal3Bhahmen, die den anderen Vertragspartner
beruhren, frihzeitig unterrichten und dem jeweils anderen Vertragspartner Gelegenheit
zur Stellungnahme geben. Anderweitige Informations- und Koordinationsrechte und -
pflichten der Vertragspartner, insbesondere aus diesem Vertrag, bleiben von den Rege-
lungen in diesem Abs. 2 unbertihrt.

Zugunsten der Stadt besteht ein jederzeitiges und umfassendes Informationsrecht hin-
sichtlich der Umsetzung und Einhaltung aller in diesem Vertrag enthaltenen Zusagen,
Verpflichtungen, Aussagen und Inhalte. Die SWU stellt der Stadt auf Verlangen alle
hierzu erforderlichen Informationen und Unterlagen zur Verfligung. Die entsprechenden
Informationen erfolgen spatestens innerhalb von vierzehn Kalendertagen nach Auffor-
derung durch die Stadt.

Auf Wunsch der Stadt wird fur die Laufzeit dieses Vertrages ein Beirat eingerichtet, um
die Umsetzung und Einhaltung aller in diesem Vertrag enthaltenen Zusagen und Ver-
pflichtungen der SWU zu tberwachen und auf deren Erreichung hinzuwirken und den
Erhalt und die Weiterentwicklung eines jederzeit zukunftsfahigen und modernen Netz-
betriebs im Konzessionsgebiet zu begleiten. Der Beirat setzt sich aus jeweils vier Ver-
tretern der Stadt und der SWU zusammen. Er tagt einmal im Jahr auf Einladung der
Stadt. Die Stadt ladt in Abstimmung mit der SWU zur Sitzung ein. Die Stadt kann, in
Absprache mit der SWU, weitere fachkundige Personen als beratende Mitglieder einla-
den. Die SWU wird die Beratungsergebnisse im Rahmen des technisch und wirtschaft-
lich Zumutbaren beim Netzbetrieb bertcksichtigten.

Die SWU stimmt sich mit der Stadt bei Grof3stérungen, Krisenfallen und vergleichbaren
Systemeingriffen ab und koordiniert das jeweilige Vorgehen. Die Einzelheiten bedirfen
einer gesonderten Vereinbarung.

Vertragsdauer
Dieser Vertrag beginnt am 1. Januar 2023 und endet nach Ablauf von 20 Jahren.

Die Stadt kann diesen Vertrag fristlos kiindigen, wenn die SWU ihre vertraglichen Ver-
pflichtungen trotz Abmahnung durch die Stadt und dem Setzen einer angemessenen
Frist zur Abhilfe groblich und beharrlich verletzt. Die Kiindigung durch die Stadt ist nur
wirksam, wenn sie innerhalb von zwélf Monaten nach Erlangung der Kenntnis lber alle
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das Kundigungsrecht begriindenden Umstande auf Seiten der Stadt gegentiber der
SWU erklart worden ist.

Kiandigungen bedurfen der Schriftform.

Das gesetzliche Recht zur fristlosen Kindigung aus wichtigem Grund bleibt unberthrt.
Ein wichtiger Grund ist insbesondere die Beantragung der Eréffnung eines Insolvenz-
verfahrens.

Ubernahme der Elektrizitatsversorgungsanlagen durch die Stadt

Die Stadt hat das Recht, nach Ende des Vertrages die Ubereignung uneingeschrankt
samtlicher im Vertragsgebiet belegener Elektrizitatsversorgungsanlagen des Elektrizi-
tatsversorgungsnetzes zu verlangen, soweit diese nicht nach den zu diesem Zeitpunkt
geltenden gesetzlichen Bestimmungen an einen Dritten zu Ubereignen sind. Dieser
Ubereignungsanspruch ist umfassend; er erfasst neben dem gesamten im Vertragsge-
biet belegenen Elektrizitatsversorgungsnetz insbesondere auch alle auf die Elektrizitats-
versorgungsanlagen bezogenen Informationen und Unterlagen sowie die schuldrechtli-
chen und dinglichen Vereinbarungen, insbesondere Grundstticksbenutzungsrechte, so-
weit vorhanden und Ubertragbar. Die SWU ist verpflichtet, samtliche, von vorstehendem
Anspruch erfassten Gegensténde unbelastet, insbesondere frei von Rechten Dritter, an
die Stadt zu Ubereignen bzw. zu tbertragen.

Soweit die zu Ubertragenden Elektrizitdatsversorgungsanlagen wesentliche Bestandteile
von Grundstuicken, die im Eigentum der SWU stehen, darstellen, werden die SWU und
die Stadt in einem Ubertragungsvertrag die betroffenen Elektrizitatsversorgungsanlagen
als Scheinbestandteile im Sinne des § 95 BGB bestimmen. Die SWU verpflichtet sich,
diese Elektrizitatsversorgungsanlagen nach § 929 S. 2 BGB auf die Stadt zu tGibertragen.
Fur die betroffenen Grundstiicke wird die SWU zu Gunsten der Stadt beschrankt per-
sOnliche Dienstbarkeiten bestellen. Inhalt der Dienstbarkeit ist das Recht der Stadt, die
Elektrizitatsversorgungsanlagen auf den betroffenen Grundstiicken zu belassen, zu be-
treiben, zu unterhalten und ggf. zu erneuern.

Der Ubereignungsanspruch nach vorstehendem Abs. 1 ist mit allen hieraus resultieren-
den Rechten und Pflichten uneingeschrankt auf Dritte Gbertragbar.

Die SWU wird im Zusammenhang mit der vorstehend beschriebenen Ubereignung der
Elektrizitatsversorgungsanlagen zu Gunsten der Stadt oder eines Dritten, auf den die
Stadt den Ubereignungsanspruch tibertragen hat, gegen Zahlung eines angemessenen
Entgelts eine beschrankte personliche Dienstbarkeit fir die Grundstiicke der SWU be-
stellen, auf denen die zu uUbertragenden Elektrizitatsversorgungsanlagen vorhanden
sind, soweit die SWU nicht das Eigentum an den Grundstlicken an die Stadt oder den
Dritten Ubertragt. Die Grundstticke sollen bevorzugt und nach Méglichkeit mit den Elekt-
rizitdtsversorgungsanlagen nach Abs. 1 Ubereignet werden. Inhalt der Dienstbarkeit ist
das Recht der Stadt bzw. des Dritten, die in ihrem/seinem Eigentum stehenden Elektri-
zitatsversorgungsanlagen auf den betroffenen Grundstiicken zu belassen, zu betreiben,
zu unterhalten und gegebenenfalls zu erneuern, sowie das Recht, die betroffenen
Grundstuicke zu diesem Zwecke zu benutzen.

Auf Wunsch der Stadt informiert die SWU — zusatzlich zu im Ubrigen bestehenden ge-
setzlichen oder vertraglichen Informationspflichten — umfassend Uber samtliche

Seite 16 von 20



(6)

(7)

(8)

(9)

(10)

§11
1)

Einzelheiten der zu Ubereignenden Anlagen und sonstigen Gegenstande und Rechte.
Die entsprechende Information erfolgt spatestens innerhalb von vier Wochen nach Auf-
forderung durch die Stadt.

Ist eine Entflechtung der nach Abs. 1 von der Stadt bzw. dem Dritten zu Gbernehmenden
und der bei der SWU verbleibenden Elektrizitdtsversorgungsanlagen erforderlich, tragt
die SWU alle Netzentflechtungskosten (Kosten der Netztrennung und der Wiederher-
stellung der Versorgungssicherheit in dem bei der SWU verbleibenden Netz). Die Stadt
bzw. der Dritte tragt alle Netzeinbindungskosten (Kosten fur Mafinahmen zur Wieder-
herstellung der Versorgungssicherheit im Elektrizitdtsversorgungsnetz und zur Anbin-
dung an das vorgelagerte Netz). Alternativ gilt nach Wahl der Stadt folgende Kostenver-
teilung: Die SWU und die Stadt bzw. der Dritte tragen alle anfallenden Entflechtungs-
und Einbindungskosten je zur Halfte. Entflechtung und Wiedereinbindung sind unter Be-
achtung der netztechnischen Erfordernisse so vorzunehmen, dass sich hinsichtlich der
Versorgungssicherheit weder im tibernommenen Netz noch im Netz der SWU eine Ver-
schlechterung ergibt.

Der Kaufpreis fir die nach vorstehendem Abs. 1 zu Ubereignenden Elektrizitatsversor-
gungsanlagen entspricht dem objektivierten Ertragswert des Elektrizitdtsversorgungs-
netzes, der sich nach den allgemein anerkannten Grundsatzen des IDW S1 unter Be-
achtung der regulatorischen Rahmenbedingungen (insbesondere EnWG, StromNEV,
ARegV) und ohne Berucksichtigung von Erldspotentialen und Synergien aus anderen
Tatigkeitsbereichen (insbesondere Sparten — sowohl bei der SWU als auch beim Erwer-
ber) als dem Netzbetrieb sowie weiteren echten Synergien (insbesondere aus nicht fir
jeden potentiellen Erwerber verfligbaren Finanzierungsstrukturen und dem Vorhanden-
sein weiterer Sparten — sowohl bei der SWU als auch beim Erwerber) im Zeitpunkt der
Ubereignung ermittelt.

Der Kaufpreis fur die Elektrizitatsversorgungsanlagen ist am Tag der Ubernahme zur
Zahlung fallig.

Bei der Feststellung der Hohe des Kaufpreises sind von der SWU empfangene Baukos-
tenzuschiisse, Hausanschlusskostenbeitrage sowie vergleichbare Zuschiisse, soweit
sie zum Ubernahmezeitpunkt nicht aufgelost sind, zugunsten der Stadt bzw. des Dritten
zu bertcksichtigen.

Falls sich die Vertragspartner tber den Umfang der zu ubereignenden Sachen und
Rechte oder tUber die Hohe des Kaufpreises nicht einigen kdnnen, entscheidet fir beide
Vertragspartner verbindlich ein von den Vertragspartnern gemeinsam zu bestellender
Schiedsgutachter. Kommt innerhalb von drei Monaten nach schriftlicher Aufforderung
eines Vertragspartners lber die Person des Schiedsgutachters keine Einigung zu-
stande, so wird der Schiedsgutachter vom Prasidenten des zustandigen Oberlandesge-
richts bestimmt. Der Schiedsgutachter muss Wirtschaftsprifer sein.

Datenibermittlung zum Vertragsende

Die SWU wird der Stadt drei Jahre vor Vertragsablauf — und im Falle der Kindigung
gem. 8§ 9 Abs. 2 innerhalb von drei Monaten nach Eingang der Kiindigungserklarung bei
der SWU - in dem gesetzlich erforderlichen Umfang und Format diejenigen Informatio-
nen Uber die technische und wirtschaftliche Situation des Netzes zur Verfligung stellen,
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die fur eine Bewertung des Netzes im Rahmen einer Bewerbung um den Abschluss ei-
nes Konzessionsvertrages erforderlich sind. Unbeschadet der gesetzlichen Regelungen
verpflichtet sich die SWU dariberhinausgehend gemanR den nachfolgenden Absatzen.

Die SWU ist verpflichtet, auf schriftliche Anforderung der Stadt alle Informationen und
Unterlagen gemal Abs. 3 Uber die nach § 10 zu ubertragenden Versorgungsanlagen
zur Verfugung zu stellen. Die SWU tragt die dadurch entstehenden Kosten. Es hat die
Informationen und Unterlagen unverziglich, langstens jedoch innerhalb von drei Mona-
ten nach schriftlicher Aufforderung durch die Stadt zu Gbermitteln. Auf Anforderung der
Stadt sind die Informationen elektronisch in von der Stadt gewahlten weiterverarbeitba-
ren Datenformaten zu tUbermitteln. Die Stadt hat das Recht, die Informationen und Un-
terlagen Dritten im Rahmen eines Verfahrens zur Vergabe der Wegenutzungsrechte
nach § 46 EnWG oder einer Nachfolgeregelung gegen Zeichnung einer Vertraulichkeits-
vereinbarung durch den Dritten zur Verfligung zu stellen.

Die Informationen und Unterlagen haben alle Daten zu umfassen, die die Stadt zur
Durchfuihrung eines Verfahrens zum Neuabschluss eines Wegenutzungsvertrages, der
Wertermittlung der Elektrizitatsversorgungsanlagen, der Ausiibung des Ubernahme-
rechts und der Beurteilung der weiteren wirtschaftlichen Rahmenbedingungen einer
Netzibernahme (z.B. Entflechtungskonzept und -kosten oder die zu Ubertragende Er-
|6sobergrenze) bendtigt. Von der SWU sind insbesondere folgende Informationen zur
Verfligung zu stellen:

a) Ein technisches Mengengerist mit Aufstellung Uber Umfang, Art, Alter und
Standort der Versorgungsanlagen (Lange der zum Netz gehdrenden Freileitun-
gen und Kabel nach Spannungsebene, die Lange der Hausanschlussfreileitun-
gen und -kabel, Zahl der Umspannstationen, Schaltstationen mit Leistungs-
schaltern, Messanlagen, Kabelverteilschranke, Hausanschlisse, Art und Zuge-
horigkeit der jeweiligen Messeinrichtungen,, Signalkabel und Netzkopplungs-
punkte, sowie die Stromabnahmemengen und —erlése nach Kundengruppen,
individuelle Entgeltvereinbarungen sowie Verteilung der Grabenoberflachen).

b) Origindre historische Anschaffungs- und Herstellungskosten der Anlageguter
des zu Uberlassenden Elektrizitatsversorgungsnetzes und der Grundstiicke,
aufgeteilt nach Anlagengruppen gemaf Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV
und Anschaffungsjahren,

c) In der Netzkostenkalkulation gem. 8 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV verwendete Nut-
zungsdauern je Anlagengruppe und etwaige Nutzungsdauerwechsel, unter An-
gabe des Jahres des Nutzungsdauerwechsels und der bis zum und ab dem
Nutzungsdauerwechsel verwendeten Nutzungsdauern,

d) Art und Besonderheiten des Elektrizitdtsnetzes (z.B. verbaute Materialien, her-
ausragende Schadensereignisse) und der sonstigen Anlageguter,

e) Hohe der nicht aufgeltsten Netzanschlussbeitrdge und Baukostenzuschisse,

f) kalkulatorische Restwerte, kalkulatorische Nutzungsdauern laut Genehmi-
gungsbescheid, aufwandsgleiche Kostenpositionen i.S.d. 8§ 5 StromNEV, kal-
kulatorische Abschreibungen i.S.d. § 6 StromNEV, kalkulatorische Eigenkapi-
talverzinsung i.S.d. 8 7 StromNEV, kalkulatorische Gewerbesteuer i.S.d. § 8
StromNEV, kostenmindernde Erlése und Ertrage i.S.d. 8 9 StromNEV,

g) Netzabsatzmengen im Konzessionsgebiet,
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h) zugehdrige Bilanz- und GuV-Werte des jeweiligen Konzessionsgebietes, so-
weit diese vorliegen, Auskiinfte Uber die auf das Konzessionsgebiet bezogene
mehrjahrige Vermogens-, Ertrags-, Finanz- und Investitionsplanung,

i) neutrale Schadensberichte (soweit vorhanden),

i) Angaben zum Konzessionsgebiet einschliel3lich eines Netzplans mit Kenn-
zeichnung z.B. der Netzverknipfungspunkte und derjenigen Leitungen, welche
nicht vom Uberlassungsanspruch nach § 46 Abs. 2 S. 2 EnWG erfasst werden,

k) Strukturdaten gemald § 27 Abs. 2 StromNEV (Veroffentlichungspflichten des
Netzbetreibers) bezogen auf das Konzessionsgebiet, also insbesondere
(i) die Stromkreislange jeweils der Kabel- und Freileitungen in der Nieder-

spannungs-, Mittelspannungs-, Hoch- und Hochstspannungsebene zum
31. Dezember des Vorjahres,
(i) dieinstallierte Leistung der Umspannebenen zum 31. Dezember des Vor-

jahres,

(i)  die im Vorjahr entnommene Jahresarbeit in Kilowattstunden pro Netz- und
Umspannebene,

(iv) die Anzahl der Entnahmestellen jeweils fur alle Netz- und Umspannebe-
nen,

(v) die Einwohnerzahl im Netzgebiet von Betreibern von Elektrizitatsversor-
gungsnetzen der Niederspannungsebene zum 31. Dezember des Vorjah-
res,

(vi) die versorgte Flache nach 8 24 Abs. 2 Satz 2 und 3 StromNEV zum 31.
Dezember des Vorjahres und

(vii) die geographische Flache des Netzgebietes zum 31. Dezember des Vor-
jahres;

I) das Konzessionsabgabenaufkommen (getrennt nach den jeweiligen Tarif- und

Sondervertragskunden),

m) einen Netzentflechtungsplan.

Soweit es sich bei den vorstehenden Daten um Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse
der SWU handelt, sind diese nur gegen eine qualifizierte Verschwiegenheitserklarung
der Stadt mit Bindungswirkung zulasten dritter Unternehmen, an die die Daten weiter-
gegeben werden sollen, herauszugeben.

Wird gemaR § 46a Satz 3 EnWG oder einer Nachfolgeregelung oder aufgrund hdchst-
richterlicher Rechtsprechung ein Datenumfang der zu Gbermittelnden Daten festgelegt,
der Uber den Katalog des vorstehenden Abs. 3 hinaus geht, so hat die SWU ab dem
Zeitpunkt der Rechtsgliltigkeit der gesetzlichen Regelung bzw. Rechtskraft der héchst-
richterlichen Entscheidung auch diese Daten gemaf den Regelungen des Abs. 2 an die
Stadt zu Ubermitteln. Wurden zum Vorteil der Stadt abweichende Fristen zur Datenher-
ausgabe festgelegt, so gilt Satz 1 entsprechend.

Allgemeine Regelungen

Die Vertragspartner sind berechtigt und verpflichtet, ihre Rechte und Pflichten aus die-
sem Vertrag auf einen Rechtsnachfolger zu Ubertragen, der ihre Funktion bzw. Aufga-
benstellung aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung tbernommen hat. Der jeweils an-
dere Vertragspartner ist zu informieren; er ist berechtigt, einer derartigen Ubertragung
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zu widersprechen, wenn der Rechtsnachfolger keine Gewahr dafiir bietet, dass er die
aus diesem Vertrag resultierenden Pflichten in mindestens gleicher Weise wie der bis-
herige Vertragspartner erfillt.

Alle Leistungen der SWU nach diesem Vertrag einschlie3lich seiner Anlagen werden
ausschlieR3lich im Rahmen und vorbehaltlich der jeweils geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen, insbesondere der Konzessionsabgabenverordnung, erbracht. Soweit das Kon-
zessionsabgabenrecht die Erbringung von Leistungen ohne Entgelt oder zum Vorzugs-
preis verbietet, werden die betreffenden Leistungen nur gegen Bezahlung einer markt-
Ublichen bzw. — sofern es fiur die Leistungen keinen Marktpreis gibt — gegen Bezahlung
einer angemessenen Vergutung erbracht. Die Regelungen nach den Satzen 1 und 2
haben Vorrang vor allen anderen Regelungen dieses Vertrages einschlielilich seiner An-
lagen.

Die Vertragspartner sind sich einig, dass unter ,Stadt" im Sinne dieses Vertrages auch
die rechtlich unselbstandigen Eigen- und Regiebetriebe der Stadt zu verstehen sind,
auch wenn diese in einer Regelung nicht gesondert genannt werden.

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtsunwirksam sein oder werden, wird die
Gultigkeit der Gbrigen Vertragsbestimmungen davon nicht berihrt. Die Vertragspartner
verpflichten sich, die rechtsunwirksame Bestimmung durch eine ihr im wirtschaftlichen
Erfolg mdglichst gleichkommende Bestimmung zu ersetzen.

Bei Streitigkeiten Uber den Inhalt oder den Vollzug des Vertrages werden die Vertrags-
partner eine gutliche Einigung anstreben. Gelingt dies nicht, so entscheiden die ordentli-
chen Gerichte, sofern sich beide Vertragspartner nicht auf die Einsetzung eines Schieds-
gerichts oder auf die Einholung eines Schiedsgutachtens einigen.

Gerichtsstand ist Ulm.

Anderungen und/oder Erganzungen dieses Vertrages einschlieBlich dieser Schriftform-
klausel bedturfen der Schriftform.

(Ort, Datum) (Ort, Datum)

Stadt Ulm, vertreten durch den Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH,

Oberblrgermeister Gunter Czisch vertreten durch die Geschaftsfihrer

Wolfgang Rabe und Manfred Staib

Anlagen:

Anlage 1: Auflistung wesentlicher stadtischer Regelungen und Richtlinien nebst Anla-
gen
Anlage 2: Umsetzung Anzeige- und Koordinationspflicht
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Anlage 1 zum Konzessionsvertrag Strom zwischen der Stadt Ulm

Stadt Ul und der Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH
a m

Zentrale Steuerung und Dienste/
Steuern und Beteiligungsmanagement
ZSD/SB

Anlagen zu den Konzessionsvertragen Strom, Gas und Wasser bezlglich Richtlinien und Regelungen der Stadt Ulm zur BerUcksichtigung bei BaumaBnahmen

Regelung/ Richtlinie/ Dienstanweisung aktuelle Fassung vom
1 [Merkblatt zum Schutz gegen Baularm Juni 2014
2 |Allgemeine Richtlinie flr die Durchflhrung von "Aufgrabungen in stadtischen Grinflachen und im Bereich von Baumen" 14. Marz 2000
3 |Dienstanweisung " Staubminderung / Luftreinhaltung bei Bau- und Unterhaltungsleistungen der Stadt Ulm*" 6. Marz 2008

Merkblatt "Staubminderung / Luftreinhaltung bei BaumaBnahmen" Juni 2014
4 |Auflagen und Bedingungen der Abteilungen Verkehrsinfrastruktur bzw. der Entsorgungsbetriebe der Stadt Ulm bzgl. "Aufgrabungen in stadtischen StraBen” Mai 2015
5 [Datenschutzhinweis der ZVOB 1. Januar 2022
6 |Erklarung zur Vermeidung des Erwerbes von Produkten aus ausbeuterischer Kinderarbeit




Stadt Ulm
Information

Merkblatt zum Schutz gegen Baularm u I m

Baustellen sind nach § 22 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) so zu errichten
und zu betreiben, dass

1. schadliche Umwelteinwirkungen (z. B. in Form von Larm- oder Staubbeldstigungen) verhindert werden, die nach dem
Stand der Technik vermeidbar sind,

2. nach dem Stand der Technik unvermeidbare schadliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmal beschrankt werden und
3. die beim Betrieb der Anlagen entstehenden Abfélle ordnungsgemaB beseitigt werden kénnen.

Die Bundesregierung hat in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm - Gerduschemissionen - vom
19. August 1970 (AVwV Baularm) Immissionsrichtwerte festgesetzt, bei deren Uberschreitung erhebliche Belastigungen
durch Baumaschinen zu besorgen sind.

Als Immissionsrichtwerte sind festgesetzt worden:

a) Gebiete, in denen nur gewerbliche oder industrielle Anlagen und Wohnungen fir Inhaber und Leiter der Betriebe sowie
fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen untergebracht sind 70 dB(A)

b) Gebiete, in denen vorwiegend gewerbliche Anlagen untergebracht sind tagstiber 65 dB(A), nachts 50 dB(A)

) Gebiete mit gewerblichen Anlagen und Wohnungen, in denen weder vorwiegend gewerbliche Anlagen noch vorwiegend
Wohnungen untergebracht sind tagstiber 60 dB (A), nachts 45 dB(A)

d) Gebiete, in denen vorwiegend Wohnungen untergebracht sind tagsiber 55 dB(A), nachts 40 dB(A)
e) Gebiete, in denen ausschlieBlich Wohnungen untergebracht sind tagstber 50 dB(A), nachts 35 dB(A)

f) Kurgebiete, Krankenh&user und Pflegeanstalten tagslber 45 dB(A), nachts 35 dB(A)
Als Nachtzeit gilt die Zeit von 20.00 Uhr bis 7.00 Uhr.

Diese zeitlichen Vorgaben korrespondieren mit den neuen Regelungen der Gerate- und Maschinenlarmschutzverordnung
(32. BImSchV) vom 29. August 2002, die auch Betriebsregelungen fir (Baustellen-) Gerdte und Maschinen, insbesondere
beim Betrieb in Wohngebieten, treffen.

GemalB § 7 der 32. BImSchV durfen in reinen, allgemeinen und besonderen Wohngebieten, Kleinsiedlungsgebieten, Sonder-
gebieten, die der Erholung dienen, Kur- und Klinikgebieten und Gebieten flr die Fremdenbeherbergung nach den §8§ 2, 3, 4,
43, 10 und 11 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung Gerate und Maschinen nach dem Anhang der 32. BImSchV im Freien an
Sonn- und Feiertagen ganztagig sowie an Werktagen in der Zeit von 20.00 Uhr bis 7.00 Uhr nicht betrieben werden.

Bauherren, Bauunternehmer und Bauleiter haben beim Baustellenbetrieb, insbesondere beim Betrieb von Baumaschinen, die
Einhaltung der Richtwerte aus der AVwV Baularm sicherzustellen. In der Zeit von 20.00 Uhr bis 7.00 Uhr gelten die abge-
senkten Immissionsrichtwerte fr die Nachtzeit. AuBerdem sind die Regelungen der 32. BImSchV und insbesondere die Be-
triebsregelungen fir Gerate und Maschinen im Freien gemaB § 7 der 32. BImSchV zu beachten. Unabhangig davon besteht
die Pflicht, zu jeder Zeit vermeidbare Gerausche, verursacht durch Bauarbeiten, zu verhindern.

VerstoBe kdnnen zu ZwangsmaBnahmen bis hin zur Stilllegung der Baustelle fihren. Daneben kénnen VerstdBe in
Ordnungswidrigkeitenverfahren gemaB § 117 OWiG oder gemalB § 9 der 32. BImSchV i. V. m. § 62 Abs. 1 Nr. 7 des
BImSchG mit einem BuBgeld bis zu 50.000 € geahndet werden. In besonders schwerwiegenden Fallen kdnnen Strafanzeigen
wegen Korperverletzung erfolgen.

Um GesetzesverstoBe und Nachbarschaftsbeschwerden zu vermeiden, ist der Betrieb von Baumaschinen und Geraten auf
jeder Baustelle moglichst gerauscharm abzuwickeln. Zu diesem Zweck sind nach Moglichkeit Iarmarme Baumaschinen und
Gerate einzusetzen und ggf. zusatzlich SchallschutzmaBnahmen zu treffen. Zu den AbschirmmaBnahmen gehért insbesonde-
re eine den Schallschutz der Anwohner berlcksichtigende Aufstellung der Baumaschinen und Gerate.

Stadt Ulm, Abteilung Umweltrecht und Gewerbeaufsicht (Stand Juni 2014)



Allgemeine Richtlinien fiir die Durchfiihrung von "Aufgrabungen in stidtischen
Griinflichen und im Bereich von Biumen"

0.

o

0

Der Baubeginn ist mit der Abteilung Griinflichen (VGV/GF) abzustimmen.

Die Baufreigabe kann nur mit Zustimmung der Abteilung Griinflichen erteilt werden.

Angrenzende Verkehrsgrinflachen und 6ffentliche Grunflachen sind wihrend der
Bauphase nach Vorgaben der Abteilung Griinflichen (VGV/GF) vor Beschidigung zu
schitzen.

Das Errichten von Baustelleneinrichtungen bzw. das Lagern von Baumaterialien auf
offentlichen Griinflachen wird nur in Absprache mit der Abteilung Grinflachen (VGV/GF)
genehmigt.

Der Baubeginn muss der Abteilung Griinfléchen rechtzeitig bekannt gegeben werden.
Werden bestehende Griinflachen im Zuge der BaumaBnahme beschadigt, so sind diese
durch eine Fachfirma in Abstimmung mit der Abteilung Griinflachen wieder entsprechend
dem vorherigen Zustand herzustellen und nach VOB 18915 bis VOB 18920
durchzufihren.

Zur Abnahme der Flachen durch die Abteilung Griinflachen muss die Beendigung der
BaumaBnahme mitgeteilt werden.

Im Rahmen der Bauaktivitdten hat der Schutz angrenzender, bestehender und
erhaltenswerter B&ume nach der Dienstanweisung der Stadt Ulm zum Schutz von
Baumen sowie der DIN 18920 (Schutz von Badumen, Pflanzenbestinden und

* Vegetationsflachen bei BaumaBnahmen) und der RAS-LG 4 (Richtlinie fir die Anlage von

StraBen, Abschnitt 4: Schutz von Badumen und Strauchern im Bereich von Baustellen) zu
erfolgen.

Fur Baume, die durch die BaumaBnahme entfallen oder geschidigt werden, hat nach
vorausgegangener Wertermittlung (Methode Koch, in Abstimmung mit der Abteilung
Griinfléchen) eine Ersatzzahlung zu erfolgen.

Anlage: Informationsblatt Baumschutz auf Baustellen
Dienstanweisung der Stadt Ulm zum Schutz von Bdumen
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Dienstanweisung

zum Schutz von Bdumen

- §1 Zweckbestimmung

Diese Dienstanweisung soll Baume auf Grundstiicken im Eigentum der Stadt Ulm
(6ffentliche oder private) im Siedlungsbereich schiitzen.

§ 2 Geltungsbereich

Die Dienstanweisung gilt fur alle Abteilungen und Eigenbetriebe der Stadt Ulm, die
BaumaBnahmen planen, genehmigen und durchfiihren sowie fur alle Gesellschaften
und Personen, die auf stadtischen Grundstiicken arbeiten oder diese in sonstiger Weise
in Anspruch nehmen.

§ 3 Schutzbereich

Der Schutzbereich eines Baumes ist definiert durch
a) den Kronenbereich zuziglich 1,5 m und

b) den Bodenbereich unter der Krone zuziglich 1,5 m.

In Zweifelsfallen gilt die Festlegung der Abteilung Grinflachen.

§4 Regelung

Fir alle Vorhaben im Schutzbereich von Bdumen ist vom Vorhabenstréger im Rahmen
der Grundlagenermittiung eine Bestandserhebung (Lage, Kronendurchmesser und Hohe
des Wurzelhalses) zu fertigen und der Abteilung Grinflachen vorzulegen. Die Abteilung
Grunflachen entscheidet iber erforderliche ErhaltungsmaBnahmen. Die dafir anfallen-
den Kosten sind vorn Vorhabenstrager zu Gbernehmen. Fir den Fall einer Entfernung
oder einer wesentlichen Schadigung des Baumes ist eine Ausgleichszahlung nach vo-
rausgegangener Wertermittlung zu leisten. Die Ausgleichszahlung ist zweckgebunden
fur die Anpflanzung von Baumen in der Innenstadt zu verwenden.

§ 5 Zustimmungsvermerk

Vorhaben, die im Schutzbereich von Baumen wirken, dirfen nur mit dem Zustimmungs-
vermerk der Abteilung Grunflachen durchgefiihrt und genehmigt werden.

§ 6 Kontrolle

Die Abteilung Grunflachen ist beauftragt, die im Zustimmungsvermerk festgesetzten
Auflagen zu kontrollieren. Wird ohne Zustimmung oder abweichend von einer Zustim-
mung der Abteilung Griinflachen ein Vorhaben ausgefiihrt, so kann die Abteilung Griin-
flachen die sofortige Einstellung der BaumaBnahme anordnen.




§ 7 Regelung fiir Dritte

Werden Flachen nach § 2 von anderen Vorhabenstragern in Anspruch genommen, wird
die Erlaubnis bzw. Gestattung hierzu von der zustandigen Abteilung mit Auflagen i.S.
von 8§ 3 bis 6 erteilt.

Die Abteilung Grianflachen erhalt eine Mehrfertigung der Erlaubnis/Gestattung.
§ 8 Wirkung

Die Dienstanweisung tritt am Tag der Unterzeichnung in Kraft.




Stadt Ulm
Der Oberbirgermeister

ulm

Dienstanweisung ,,.Staubminderung / Luftreinhaltung bei Bau- und Unterhaltungs-
leistungen der Stadt Ulm"”

3.1

3.2.

4.1.

Vorbemerkung

FUr den Bereich des Stadtkreises Ulm wird durch das Regierungsprasidium Tubingen ein
Luftreinhalteplan / Aktionsplan erstellt. In Abstimmung mit dem Fachbereichsausschuss

Stadtentwicklung, Bau und Umwelt hat die Stadt Ulm u. a. im Bereich Industrie und Ge-
werbe die MaBnahme , Gezielte Staubminderung auf Baustellen” vorgeschlagen.

Da die Stadt Ulm als Bauherr oder als Gebdude- und Anlageneigentiimer zahlreiche Bau-
und Unterhaltungsleistungen plant, beauftragt, durchfihrt und tberwacht, bei denen
Staube und Aerosole, bedingt durch Punktquellen oder diffuse Quellen (Einsatz von Ma-
schinen und Geraten, Transporte auf Baustral3en, Erdarbeiten, Materialgewinnung,
-aufbereitung, -umschlag, Windverwehungen usw.), auftreten kénnen, sollen die
zustandigen Organisationseinheiten der Stadtverwaltung ausdricklich eine Vorreiterrolle
im Zusammenhang mit der Umsetzung der MaBnahme , Gezielte Staubminderung auf
Baustellen” Gbernehmen.

Zweckbestimmung

Diese Dienstanweisung trifft verbindliche Regelungen zur gezielten Staubminderung / Luft-
reinhaltung bei Bau- und Unterhaltungsleistungen der Stadt Ulm als aktiven Beitrag zum
Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz.

Geltungsbereich

Diese Dienstanweisung gilt verpflichtend fir alle Fach-/Bereiche und Einrichtungen sowie
Eigenbetriebe der Stadt Ulm bei der Planung, Ausschreibung, Vergabe, Ausfihrung und
Uberwachung von Bau- und Unterhaltungsleistungen, wie z. B. Hochbauvorhaben, tiefbau-
technischen und landschaftsgartnerischen BaumaBnahmen einschlielich der mit diesen
MaBnahmen im Zusammenhang stehenden Umbau-, Abbruch- und Erdarbeiten sowie den
baulichen Unterhaltungsarbeiten, die der laufenden Pflege der Bauten, Einrichtungen und
Anlagen dienen, wie z. B. Anstriche und Reparaturen.

Als StaubminderungsmaBnahmen (BasismaBnahmen) im Sinne dieser Dienstanweisung
gelten die im beigefligten Merkblatt aufgelisteten Anforderungen zur Staubminderung bei
mechanischen Arbeitsprozessen, an Maschinen und Geraten und bei der Bauausfihrung.

Regelungen

Bei allen durch und von der Stadt Ulm als Bauherr geplanten, beauftragten und durchzu-
fihrenden Bau- und Unterhaltungsleistungen, bei denen Staube und Aerosole durch
Punktqguellen oder diffuse Quellen auftreten kénnen, sind diese durch geeignete Mal3nah-
men an der Quelle zu reduzieren. Insbesondere bei staubenden Tatigkeiten, wie Schleifen,
Frasen, Bohren, Strahlen, Behauen, Abbauen, Brechen, Mahlen, Schitten, Abwerfen,
Trennen, Sieben, Be-/Entladen, Greifen, Wischen, Transportieren usw. sind zwingend min-
destens die im Merkblatt aufgelisteten StaubminderungsmaBnahmen objektbezogen zu
ergreifen.



4.2.

4.3.

4.4.

4.5.

4.6.

4.7.

4.8.

5.1.

5.2.

-2-

Bei allen durch und von der Stadt Ulm als Bauherr geplanten, beauftragten und durchzu-
fihrenden Bau- und Unterhaltungsleistungen ist ein konkreter objektbezogener Staub-
minderungsplan bzw. ein Staubminderungskonzept zu erstellen. Der Staubminderungsplan
soll ein Vorbeugungs-, Sicherungs- und Uberwachungskonzept umfassen.

Der Staubminderungsplan bzw. das Staubminderungskonzept muss mindestens folgende
Angaben enthalten:

a) Bei welchen Arbeiten bzw. Arbeitsschritten es zu Staubemissionen kommt (Art, Anzahl
und Dauer von Arbeiten mit Emissionen)

b) Welche MaBnahmen und Maschinen bzw. Gerate nach dem aktuellen Stand der Tech-
nik werden zur Vermeidung bzw. Minderung mdéglicher Staubemissionen ergriffen
bzw. eingesetzt. Die MaBnahmen sind, mindestens wie im beigefligten Merkblatt auf-
gelistet, objektbezogen zu beschreiben und zu benennen.

c) Zustandigkeiten, Verantwortlichkeiten (Firma / Baustellenleiter / verantwortliche Person)
d) Zeitplan/ Termine

Bereits bei Einleitung der Planung einer Bau- und Unterhaltungsleistung muss der Staub-
minderungsplan bzw. das Staubminderungskonzept fir eine nachhaltige Staubemissions-
reduktion entwickelt werden. Dazu sind die Art, Anzahl und Dauer von Arbeiten mit
Emissionen im Rahmen des Vorhabens zu ermitteln. Ferner ist der Einsatz geeigneter
Maschinen und Gerate bzw. die Planung entsprechender Bauweisen und -verfahren
abzuklaren.

Sind fur stadtische Bau- und Unterhaltungsleistungen gleichzeitig formelle Gestattungen
durch die Stadt Ulm erforderlich, muss der Staubminderungsplan bzw. das Staubminde-
rungskonzept Bestandteil der Antragsunterlagen sein.

Bei Angebotsanforderung, Ausschreibung oder Preisanfrage missen die MaBnahmen und
Anforderungen zur Staubminderung aus dem Staubminderungsplan bzw. Staubminde-
rungskonzept konkret und objektbezogen Bestandteil sein.

Bei Auftragsvergabe und/oder im Rahmen der Submission missen die MaBnahmen und
Anforderungen zur Staubminderung aus dem Staubminderungsplan bzw. Staubminde-
rungskonzept durch eine prazise Leistungsdefinition verbindlich festgelegt werden
(Vereinbarung von Regelungen und ggf. Sanktionen in den Vertragen).

In Einzelfallen (z. B. bei Kleinreparaturen, nicht planbaren Unterhaltungsleistungen) kann
auf die Erstellung und Vorlage eines konkreten objektbezogenen Staubminderungsplanes
bzw. Staubminderungskonzeptes verzichtet werden, wenn sichergestellt ist, dass bei den
entsprechenden Arbeiten StaubminderungsmaBnahmen mindestens die im Merkblatt auf-
gelisteten BasismaBnahmen ergriffen und umgesetzt werden.

Zustandigkeiten, Zusammenarbeit

Die zustandige stadtische Dienststelle ftr Planung und Ausfihrung von Bau- und Unterhal-
tungsleistungen ist fur die Erstellung, Fortschreibung und Anpassung eines plausiblen ob-
jektbezogenen Staubminderungsplanes bzw. Staubminderungskonzeptes verantwortlich.
Der Staubminderungsplan bzw. das Staubminderungskonzept muss bei der zustandigen
stadtischen Dienststelle elektronisch oder schriftlich vorliegen bzw. vorgelegt werden.

Die zustandige stadtische Dienststelle fir Planung und Ausfihrung von Bau- und Unterhal-
tungsleistungen hat die Umsetzung und den Vollzug sowie die Uberwachung und Kontrol-
le des Staubminderungsplanes bzw. Staubminderungskonzeptes einschlieBlich der festge-
legten StaubminderungsmaBnahmen sicherzustellen.
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5.3. Soweit die Planung und Ausfiihrung von Bau- und Unterhaltungsleistungen oder die Bau-
leitung Dritten (Planungs- und/oder Architektur- und Ingenieurbiro, Sonderfachleute)
Ubertragen wird, hat die zustandige stadtische Dienststelle fir Planung und Ausfihrung
die Entwicklung, Erstellung, Fortschreibung und Anpassung, die Umsetzung und den Voll-
zug sowie die Uberwachung und Kontrolle des Staubminderungsplanes bzw. Staubminde-
rungskonzeptes einschlieBlich der festgelegten StaubminderungsmalBnahmen zu koordinie-
ren und sicherzustellen.

6. Wirkung

Die Dienstanweisung tritt am Tag der Unterzeichnung in Kraft.

Ulm, den 06.03.2008

gez.:
lvo Génner
Oberbirgermeister

Anlage
Merkblatt ,Staubminderung / Luftreinhaltung bei BaumaBnahmen™



Anlage zur Dienstanweisung ,,Staubminderung / Luftreinhaltung bei
Bau- und Unterhaltungsleistungen der Stadt UIm"” Stadt Ulm

Information

ulm

Merkblatt ,Staubminderung / Luftreinhaltung bei BaumaBnahmen”

GemaB den Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind nach dem Stand der Technik schadliche
Umwelteinwirkungen zu vermeiden und unvermeidbare schadliche Umwelteinwirkungen zu vermindern. Zu
den schadlichen Umwelteinwirkungen zahlen auch belastigende Staubimmissionen, die durch Tatigkeiten im
Zusammenhang mit Baustellen entstehen kénnen. Durch MaBnahmen nach dem Stand der Technik bei den
eingesetzten Maschinen als auch durch organisatorische MaBBnahmen bei Betriebsabldufen sind Staubemissio-
nen so weit als maéglich zu begrenzen. Dabei ist neben der Umgebungsnutzung der Baustelle auch deren Be-
triebszeitraum zu berlcksichtigen.

Die im Folgenden aufgefihrten Anforderungen zur Staubminderung sind - soweit zutreffend - beim jeweili-
gen Baustellenbetrieb zu berlcksichtigen. Es sind die entsprechenden MaBBnahmen zu ergreifen:

Mechanische Arbeitsprozesse

- Staub binden durch Feuchthalten des Materials, z.B. mittels gesteuerter Wasserbedusung;

- Umschlagverfahren mit geringen Abwurfhohen, kleinen Austrittsgeschwindigkeiten, geschlossenen
Schuttrutschen und geschlossenen Auffangbehaltern;

- Abbruch/Riickbauobjekte maglichst groBstlickig mit geeigneter Staubbindung (z.B. Benetzung) zerlegen.

Anforderungen an Maschinen und Gerate

- RegelmaBige Wartung von Gerdten und Maschinen mit Verbrennungsmotoren;

- Neue Maschinen mussen den Anforderungen der Verordnung tber Emissionsgrenzwerte fir Verbrennungs-
motoren (28. BImSchV) in ihrer jeweils geltenden Fassung entsprechen;

- FUr Maschinen und Gerate mit Dieselmotoren schwefelarme Treibstoffe (Schwefelgehalt < 50 ppm) verwen-
den;

- Bei staubintensiven Arbeiten Verwendung von Maschinen und Geraten, die Uber technische Einrich-
tungen zum Erfassen von Stauben (z.B. Holzbearbeitungsmaschinen mit Absaugvorrichtungen) oder
zum Binden bzw. Niederschlagen von Stauben verfligen (z.B. Steinsagen mit Befeuchtungseinrichtung
fUr Nassschneideverfahren).

Bauausfiihrung

- Verhullung/Einhausung von Arbeitsbereichen;

- Lagerung staubender Guter in geschlossenen Containern oder Silos, Abdecken von dauerhaften Halden und
Haufwerken mit geeigneten Folien;

- Sicherung der Ladung von Transportfahrzeugen gegen Abwehen durch Planen oder durch Verwendung
geschlossener Gebinde (Container, ,Big Bag”),

- Staub auf unbefestigten BaustraBen, z.B. mit Wasserberieselungsanlage binden;

- Verwendung von Reifenwaschanlagen an der Baufeldgrenze;

- Reduzieren der Geschwindigkeit auf BaustraBen;

- Asphaltierung von Fahrwegen bei groBeren Baustellen;

- RegelmaBige Reinigung verschmutzter Arbeitsbereiche und BaustraBen mit wirksamen Kehrmaschinen
(ohne Aufwirbelung) oder durch Nassreinigungsverfahren;

- Einweisung des Baupersonals Uber Entstehung, Ausbreitung, Wirkung und Minderung von Luftschadstoffen
auf Baustellen mit dem Ziel, dass alle wissen, was in ihrem Arbeitsfeld emissionsbegrenzend wirkt und wie
sie nach eigenen Maoglichkeiten ihren Beitrag zur Emissionsminderung leisten konnen;

- Uberwachung der Umsetzung der festgelegten MaBnahmen durch die Baustellenbetreiber.

Die konkreten MaBnahmen sind nach Bedarf unter Beriicksichtigung der Menge und der Zusammensetzung der zu
erwartenden Staube sowie der technischen Moglichkeiten zu treffen.



Die am Bau Beteiligten (Bauherr, Entwurfsverfasser, Unternehmer, Bauleiter oder eine von ihnen beauftragte geeig-
nete Stelle, wie z.B. der Baustellenkoordinator fir Sicherheits- und Gesundheitsschutz gemal3 der Baustellenverord-
nung) sind verantwortlich flr das Ergreifen und die korrekte Umsetzung von emissionsbegrenzenden MaBnahmen
und sorgen fir eine entsprechende Einweisung des eingesetzten Personals.

Stadt UIm, Abteilung Umweltrecht und Gewerbeaufsicht (Stand Juni 2014)



1. Aligemein
Aufbriiche und Grabarbeiten an stidtischen StraBen dirfen durch 6ffentliche Anstalten, Bauunternehmer und

sonstige Private nur in besonders gelagerten Fallen und erst nach Einholen einer schriftlichen Genehmigung der
Stadt Ulm ausgefihrt werden.

2. Leitungspldne / Leitungsauskiinfte
Vor Beginn von Tiefbauarbeiten sind vom Antragsteller bei den jeweiligen Versorgungstrégern
entsprechende Leitungsplane / LeitungsauskUnfte einzuholen und zu beachten.

3. Ausflibrung von Tiefbauarbeiten im Bereich von Signalanlagen (Ampel) / Parkscheinautomaten

Bei der Ausfilhrung von Tiefbauarbeiten im Bereich von Signalanlagen (Ampeln) sind bei der

Abteilung Verkehrsplanung, Sachgebiet VP 3 Verkehrstechnik mind. 5 Tage vor Baubeginn die entsprechenden
Leitungsplane einzuholen.

Steuergerite und Schaltschrianke von Signalanfagen missen jederzeit (rund um die Uhr) zugénglich sein.
Tiren und Abdeckungen von Schaltschranken miissen sich stets vollsténdig 6ffnen lassen.

Bei Ausfiihrung von Arbeiten im Bereich von Parkscheinautomaten ist ebenfalls Ricksprache mit der
Abteilung Verkehrsplanung, Sachgebiet VP 3 Verkehrstechnik zu hatten!

4. Kanalanschluss

Hausanschliisse DN 100 — DN 200 an 6ffentliche Kanéle bis DN 300 sind mittels Abzweigen und Manschetten herzustellen.
Anschliisse an 6ffentliche Kandle Gber DN 300 sind mittels Sattelstick oder Anschlussstutzen herzusteilen.

Der 6ffentliche Kanal darf nur mittels Kernbohrgerét angebohrt werden.

Das Herstellen eines Anschlusses mit Verschlaghammer, Schlegel, Faustel, Bohrhammer, Schleifgerat usw. ist verboten.
Die Abnahme ist mindestens zwei Tage vorher den Entsorgungsbetrieben Ulm schriftlich (Fax 0731/161-1612)

oder telefonisch (0731/161-6601 cder 0731/161-6627) anzuzeigen.

5. Benachrichtigung bei Freilegung von Rohr- oder Kabelleitungen

Bei Ausheben der Baugrube muss so vorsichtig gearbeitet werden, dass Beschadigungen an Gleisanlagen

(Industriegleis und StraBenbahn) oder an unterirdischen Rohr- oder Kabelleitungen (insbes. an elektrischen Anlagen)
vermieden werden.

Wird eine Rohr- oder Kabelleitung freigelegt, muss unverziglich (ohne schuldhaftes Zégern) der jeweilige Leitungstréger
benachrichtigt werden. Erteilt daraufhin die betreffende Behérde Weisungen, so miissen diese genau befolgt werden.

6. Wiederverfiillen der Baugrube :

Das Wiedereinfiillen der Baugrube muss sorgfaltig und in der Weise vorgenommen werden, dass spatere Nachsetzungen
vermieden werden. Ungeeignetes Fillimaterial (Tuffsand, Torf und dergleichen) das beim Aushub u.U. angefallen ist,

darf nicht wieder verwendet, sondern muss abgefahren und durch gutes Material (Kies, Schotter, Mineralbeton) ersetzt
werden, -

7. Wiederbefestigung der StraBenoberflache

Die Wiederherstellung der StraBenoberfldche, d.h. das Einbauen der aufgebrochenen Fahr- und Gehwegbelage ist.
grundsétzlich vom Antragsteller entsprechend des urspriinglichen Zustandes nach den anerkannten Regeln der Technik
auszufuhren.

Die Aufgrabung im &ffentlichen StraBenraum ist nach Beendigung der Arbeiten sofort verkehrssicher herzustellen und vom
Auftraggeber abnehmen zu lassen.

Kommt der Antragsteller dieser Pflicht nicht in angemessener Zeit (zwei Wochen nach Fertigstellung) nach, ist die
Abteilung Verkehrsmfrastrutkur berechtigt, dies durch eine Fremdfirma auf Kosten des Antragstellers ausflihren zu lassen.

8. Wiederherstellung der Fahrbahnmarkierung

Beschadigte Fahrbahnmarkierungen sind unverziglich der Abteﬂung Verkehrsplanung Sachgebiet VP 3 Verkehrstechnik
(Fax 0731/161-6704 oder e-mail baustellen@ulm.de} schriftlich mitzuteilen.

Nach Abschiuss der Bauarbeiten werden die beschédigten Fahrbahnmarkierungen von einer Fremdfirma,

welche von der Abteilung Verkehrsplanung Sachgebiet VP 3 Verkehrstechnik beauftragt wird, wiederhergestellt.

Die Kosten werden dem Empfanger dieser Verkehrsrechtlichen Anordnung in Rechnung gestellt.

9. Setzungen

Die aufgefuhrte Haftung gilt insbesondere flir Schadensfaile, die nach Abschluss der

Grab- und AuffUllarbeiten aus nachtréglichen Setzungen der Bodenfldche eintreten.

Aus diesern Grunde ist der Antragsteller auch verpflichtet, derartige Setzungen unverzlglich durch Ausbessern zu beseitigen.




Auf schriftlichen Wunsch und mit Einversténdnis der Abteilung Verkehrsinfrastruktur kann dieses Ausbessern auf Kosten des
Antragstellers von der Abfeilung Verkehrsinfrastruktur {ibernommen werden,

10. Haftung fiir Schadensfélle
Der Antragsteller trégt von Baubeginn bis zum Ablauf der Gewahrleistung die Haftung fur sémtliche Schadensfalle,

die der Stadt oder einem Dritten im Zusammenhang mit den Bauarbeiten entstehen.,

11. Dauer der Haftung
Nach Beendigung der Bauarbeiten leistet der Antragsteller Gewadhr nach MaBgabe der Fristen, die von der Stadt Uim in

ihren Bauvertragen fir StraBenbauarbeiten verlangt werden.
Uber diesen Zeitraum hinaus haftet der Antragsteller nur dann, wenn er nicht nachweisen kann, die Bestimmungen gemal

Ziffer 5 bis 9 befolgt zu haben.

12. Verkehrsbehinderung bei Verzdgerung der Arbeiten
Fir den Fall, dass die Durchflihrung der Grabarbeiten aus irgendwelchen Griinden eine Verzdgerung erfahrt, sodass eine

unzumutbare Behinderung oder Geféhrdung des Verkehrs eintritt bzw. zu beflirchten ist,

steht der Abteilung Verkehrsinfrastruktur das Recht zu, ohne bescndere Aufforderung oder Anzeige an den Antragsteller und
auf dessen Kosten diese Behinderung zu beseitigen bzw. einer solchen entgegen zu treten.

Die gemaB Ziffer 10und 11 festgelegte Frist fir die Haftung des Antragstellers beginnt im vorliegenden Fzlle mit einer
Ubernahme der Arbeiten durch die Abteilung Verkehrsinfrastruktur.

Stand 05/2015

Stadt Ulm
Abteilung Verkehrsplanung und Verkehrsinfrastruktur

Entsorgungsbetriebe der Stadt Ulm




Stadt Ulm
Datenschutzhinweis

Information zur Umsetzung der datenschutzrechtlichen Vorgaben nach der Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO) bei der Vergabe von 6ffentlichen Auftragen durch
die Vergabestelle fiir Bauleistungen der Stadt Ulm

Die Vergabestelle fur Bauleistungen der Stadt Ulm verarbeitet im Rahmen der Vergabe 6ffentli-
cher Auftrage neben unternehmensbezogenen auch personenbezogene Daten. Mit diesem Da-
tenschutzhinweis mochten wir Sie Gber die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten in-
formieren.

1.

Wer ist verantwortlich fiir die Datenverarbeitung?
Stadt Ulm

Zentrale Vergabestelle VOB

Mdunchner Str. 2

89073 Ulm

Tel.: 0731/161-6010

E-Mail: vergabe-zvob@ulm.de

Wie sind die Kontaktdaten der/des Datenschutzbeauftragten?
Stadt Ulm

ZSD/R - DSB

89070 Ulm

E-Mail: datenschutz@ulm.de

Was sind die Rechtsgrundlage und der Zweck der Verarbeitung der

personenbezo- genen Daten?

Die Vergabestelle flr Bauleistungen der Stadt Ulm hat bei der Vergabe 6ffentlicher Auftrage
Vergaberecht zu beachten. Dazu gehdren insbesondere das Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schrankungen (GWB), die Verordnung Uber die Vergabe 6ffentlicher Auftrage (VgV), die
Vergabe- und Vertragsordnung fir Bauleistungen (VOB/A) sowie die Landeshaushaltsord-
nung (LHO).

Die Verarbeitung personenbezogener Daten dient der Durchfihrung des Vergabeverfahrens
und erfolgt auf Grundlage von

- Art. 6 Abs. 1 lit. b) und ¢) DSGVO

- Art. 6 Abs. 1 lit. ) DSGVO i.V.m. § 4 LDSG

Ohne die Daten sowie die erforderlichen Ausktnfte kann kein Zuschlag erteilt werden, da
abgegebene Angebote unvollstandig und damit auszuschlieBen sind.

Welche personenbezogenen Daten werden verarbeitet?
Wir erheben, verarbeiten und nutzen die Daten, die Sie uns im Rahmen des Vergabeverfah-
rens zur Verfigung stellen. Das sind insbesondere:

e Personliche Kontaktdaten und Namen von Bietern, soweit es sich um naturliche Perso-
nen oder Personengesellschaften handelt, und Kontaktdaten von Ansprechpartnerinnen
und Ansprechpartnern der Bieter (z.B. Vor- und Nachname, Adresse, E-Mail-Adresse, Tele-
fonnummer),

e ggf. Daten zur Qualifikation/Eignung eingesetzter Beschaftigter des Bieters,
e ggf. Referenzen Uber in der Vergangenheit ausgefihrte vergleichbare Leistungen,
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e ggf. Eintragungsnummer in einem Handels- oder Berufsregister,
e ggf. Mitgliedsnummer bei der Berufsgenossenschaft.

5. Wie verarbeiten wir diese Daten?
lhre Daten werden im Rahmen des Vergabeverfahrens dokumentiert und der Vergabeakte
beigelegt. AuBerdem werden sie bei Vertragsabschluss an die zustandige Fachabteilung /
Stelle der Stadt Ulm weitergegeben.

6. Werden die personenbezogenen Daten weitergegeben?
Personenbezogenen Daten werden nur dann weitergegeben, wenn die Ubermittlung ge-
setzlich zulassig ist oder Sie in die Ubermittlung eingewilligt haben.

Zu den Empfangern aufgrund einer gesetzlich zulassigen Ubermittlung kénnen insbesonde-
re gehoren:

e Unterlegene Bieter, die einen Antrag nach § 62 Abs. 2 VgV, § 19 EU VOB/A stellen oder
gemaB § 19 ABs. 1 VOL/A Uber die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes
sowie den Namen des erfolgreichen Bieters zu unterrichten sind.

e Bei der Vergabe 6ffentlicher Auftrage bei einer Auftragssumme ab 30.000 Euro (ohne
Umsatzsteuer) muss die 6ffentliche Auftraggeberin flr den Bieter, der den Zuschlag erhal-
ten soll, eine Auskunft aus dem Gewerbezentralregister (klinftig: Wettbewerbsregister) ein-
holen.

e Bei Beschrankten Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb und Freihandigen
Vergaben ab einem Auftragswert von 25 000 Euro wird flr die Dauer von drei Monaten
Uber jeden vergebenen Auftrag auf unserer Internetseite informiert. Diese Information ent-
halt zumindest auch den Namen des beauftragten Unternehmens.

e Die Stelle zur Nachprifung behaupteter VerstoBe gegen Vergabebestimmungen (Verga-
bekammer).

e Gerichte im Falle von Klagen.

7. Wie lange werden personenbezogene Daten verarbeitet?
FUr die Verarbeitung und Speicherung der personenbezogenen Daten gelten die landes-
rechtlichen Aufbewahrungsfristen von Vergabeunterlagen. Diese betragen 3 Jahre ab Ende
des Jahres, in dem der geschlossene Vertrag endet, sofern nicht eine Verlangerung dieser
Aufbewahrungsfrist zum Nachweis von Rechten sinnvoll ist, beispielsweise bei langer lau-
fenden Garantieansprichen.

8. Welche Rechte haben betroffene Personen?
Unter den angegebenen Kontaktdaten kann jeder Betroffene hinsichtlich seiner personen-
bezogenen Daten folgende Rechte in Anspruch nehmen (Art. 15 bis 18, 20, 21 DSGVO):
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Recht auf Auskunft
Es besteht ein Recht auf Auskunft der von der Vergabestelle verarbeiteten personenbezo-
genen Daten.

Recht auf Berichtigung

Es besteht ein Recht auf Berichtigung, sofern die personenbezogenen Daten der betroffe-
nen Person nicht (mehr) zutreffend sind. Bei unvollstandigen Daten kann — unter Berdck-
sichtigung der Zwecke der Verarbeitung - eine Vervollstandigung verlangt werden.

Recht auf Loschung

Die betroffene Person kann die Loschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen. Der
Anspruch hangt jedoch u.a. davon ab, ob die Daten noch zur Erfullung der Aufgaben bend-
tigt werden.

Recht auf Einschrankung der Verarbeitung

Die betroffene Person hat das Recht, die Einschrankung der Verarbeitung zu verlangen. Die
Einschrankung steht einer Verarbeitung nicht entgegen, soweit an der Verarbeitung ein
wichtiges offentliches Interesse besteht.

Recht auf Widerspruch

Soweit die personenbezogenen Daten der Betroffenen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit.
e DSGVO verarbeiten werden, hat die betroffene Person das Recht, aus Grinden, die sich
aus ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit der Verarbeitung der sie betreffenden Da-
ten zu widersprechen, sofern nicht ein Uberwiegendes 6ffentliches Interesse oder eine
Rechtsvorschrift dem entgegensteht. Ebenso kann entgegenstehen, wenn die Verarbeitung
fur die Durchfihrung des Vergabeverfahrens oder die Abwicklung des Vertrages weiterhin
erforderlich ist.

Recht auf Datenlbertragung

Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die
sie einem Verantwortlichen bereitgestellt hat, in einem gangigen maschinenlesbaren Format
zu erhalten, sofern die Datenverarbeitung auf Grund einer Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1
lit a) DSGVO oder eines Vertrags gem. Art. 6 Abs. 1 lit b) DSGVO beruht und die Verarbei-
tung mit Hilfe automatisierter Verfahren erfolgt.

Recht auf Widerruf

Jede betroffene Person hat das Recht, sofern personenbezogene Daten auf der Grundlage
einer Einwilligung verarbeitet werden, diese Einwilligung mit Wirkung fur die Zukunft zu
widerrufen. Die RechtmaBigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten
Verarbeitung bleibt von dem Widerruf unberihrt.

Der Widerruf ist an die fur die Datenverarbeitung verantwortliche Person der Vergabestelle
(siehe Ziff. 1) zu richten.

Die Austbung der Betroffenenrechte kann ggf. durch gesetzliche Bestimmungen einge-
schrankt sein.

Recht auf Beschwerde

Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten
gegen die DSGVO verstdBt, haben Sie unbeschadet anderweitiger Rechtsbehelfe das Recht
auf Beschwerde bei der fir Sie zustandigen Aufsichtsbehdrde (Art. 77 DSGVO).




Erklarung
zur Vermeidung des Erwerbs von Produkten

aus ausbeuterischer Kinderarbeit

Von ausbeuterischer Kinderarbeit sind insbesondere folgende Produkte betroffen:

Sportbekleidung, Sportartikel, insbesondere Balle;
Spielwaren;

Teppiche;

Textilien;

Lederprodukte;

Billigprodukte aus Holz;

Natursteine;

Agrarprodukte wie z.B. Kaffee, Kakao, Orangen- oder Tomatensaft sowie Blumen.

Enthalt die Leistung oder Lieferung derartige Produkte, die in Afrika, Asien oder Lateinamerika

hergestellt bzw. bearbeitet werden oder wurden?

[]Ja [ ] Nein

Falls ja, ist eine der beiden folgenden Erklarungen erforderlich. Bitte die entsprechende Erklarung

ankreuzen!

a)

Ich/Wir sichere/n zu, dass die Herstellung bzw. Bearbeitung der zu liefernden Produkte ohne
ausbeuterische Kinderarbeit im Sinn des ILO-Ubereinkommens Nr. 182 erfolgt bzw. erfolgt ist
sowie ohne VerstdlRe gegen Verpflichtungen, die sich aus der Umsetzung dieses
Ubereinkommens oder aus anderen nationalen oder internationalen Vorschriften zur

Bekampfung von ausbeuterischer Kinderarbeit ergeben.

[1Ja

Kann die Erklarung unter a) nicht abgegeben werden, ist folgende Erklarung notwendig:

b)

Ich/Wir sichere/n zu, dass mein/unser Unternehmen, meine/unsere Lieferanten und deren
Nachunternehmer aktive und zielfiihrende Mafinahmen ergriffen haben, um ausbeuterische
Kinderarbeit im Sinn des ILO-Ubereinkommens Nr. 182 bei Herstellung bzw. Bearbeitung der

zu liefernden Produkte auszuschliefl3en.



[]Ja

3. lch bin mir/Wir sind uns bewusst, dass eine wissentlich oder vorwerfbar falsche Abgabe der
vorstehenden Erkldrung meinen/unseren Ausschluss von diesem Vergabeverfahren zur Folge hat
bzw. - nach Vertragsschluss - den Auftraggeber gegebenenfalls zur Kiindigung aus wichtigem

Grund ohne Einhaltung einer Frist berechtigt.

Ort, Datum Name des/der Erklarenden



Anlage 2 zum Konzessionsvertrag Strom zwischen der Stadt Ulm und der Stadtwerke
Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH

Im Zuge der Verhandlungen des Konzessionsvertrages wurde von den Vertragsparteien
gemeinsam diese Nebenabrede ausgearbeitet und vereinbart. Diese soll eine weitere
konstruktive und vertrauensvolle Zusammenarbeit unterstitzen.

Den Vertragsparteien ist bewusst, dass lediglich diese Niederschrift zur Ausgestaltung der
Zusammenarbeit nicht ausreichend sein wird. Deshalb beabsichtigen die Vertragsparteien in
gemeinsamen Austauschformaten ihre Zusammenarbeit kontinuierlich zu verbessern. Die
SWU ist sich ihrer Rolle als Service-Dienstleister bewusst und wird die notwendigen
Voraussetzungen fur den Austausch zwischen den Vertragsparteien schaffen.

§1

Zur Umsetzung der in 8 4 Abs. 4 des Konzessionsvertrages geregelten uneingeschrankten
Anzeige- und Koordinationspflicht vereinbaren die Vertragsparteien folgende Vorgénge und
Prozesse:

a) Die SWU fuhrt mit der Stadt bis spatestens 15.06. jeden Jahres ein sog.
Jahresgesprach, in welchem konkret geplante Baumafnahmen fir das
darauffolgende Kalenderjahr, die mittelfristige Investitionsplanung
(Neuverlegungen, Anderungen, Erweiterungen, Quartiere/Neubaugebiete/
Gewerbegebiete) sowie die langfristige Zielnetzplanung auf Grundlage von
Flachennutzungsplanen, Bebauungsplanen und Netzentwicklungspléanen mit der
Stadt besprochen und abgestimmt werden. Zur Vorbereitung erfolgt im Vorfeld
des Jahresgesprachs durch die SWU eine Abfrage der geplanten
Baumalinahmen bei der Stadt fur das darauffolgende Kalenderjahr. Die SWU
wird der Stadt bis spatestens einen Monat vor dem vereinbarten Jahresgespréch
ihre Planungen mitteilen (geplante Baumafnahmen nebst Umfang, Einzelheiten
und verbindlicher zeitlicher Planung, mittelfristige Investitionsplanung,
langfristige Zielnetzplanung), damit die Stadt diese priifen und im Rahmen des
Jahresgesprachs gegebenenfalls Anderungs- oder Erganzungsvorschliage sowie
Einwendungen vorbringen kann. Zu jedem Jahresgesprach erstellt die SWU ein
Ergebnisprotokoll und Ubermittelt dieses der Stadt innerhalb von sieben
Kalendertagen zur Prifung und Mitteilung etwaiger Anderungs- oder
Anpassungswiinsche. Die SWU wird die Anderungs- und Erganzungsvorschlage
sowie Einwendungen der Stadt bezuglich der Planungen der SWU bei der
weiteren  Planung berucksichtigen, soweit sie (sicherheits-)technisch
durchfuhrbar und wirtschaftlich vertretbar sind, dem nicht zwingende
netzwirtschaftliche Belange oder gesetzliche Vorgaben entgegenstehen und sie
nicht zu einer gegentiber den Belangen der SWU unangemessenen Verzdgerung
der Baumaflnahme fihren. Die SWU verpflichtet sich, von den im
Jahresgesprach als verbindlich mitgeteilten zeitlichen Festlegungen fiir konkrete
Baumaflinahmen nur bei Vorliegen sachlicher Griinde abzuweichen; in einem
solchen Fall ist die SWU verpflichtet, die Stadt unverzuglich zu informieren und
die geénderte Zeitplanung mindestens 4 Wochen vorher mitzuteilen.

b) Werden Baumalnahmen erforderlich, welche zum Zeitpunkt des jeweils
vorangegangenen Jahresgespraches nicht vorhersehbar waren (,kurzfristige
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d)

f)

Baumal3nahmen®), ist die SWU verpflichtet, die Stadt hieriber unverziglich zu
informieren und auf Wunsch der Stadt Koordinationsgesprache zu fiihren.
Mdchte die Stadt kurzfristige Baumafinahmen durchfiihren, die die Belange der
SWU tangieren, ist die Stadt verpflichtet, die SWU hiertiber unverziglich zu
informieren und auf Wunsch der SWU unverziglicher Koordinationsgesprache
zu fuhren.

Planbare BaumaRnahmen auf von diesem Vertrag erfassten offentlichen
Verkehrsflachen und Grundstiicken wird die SWU der Stadt rechtzeitig, jedoch
mindestens drei Monate vor dem geplanten Baubeginn, anzeigen und die Stadt
umfassend Uber séamtliche Einzelheiten der beabsichtigten Baumafnahme und
Bauarbeiten informieren (Anzeigepflicht). Die SWU wird der Stadt mit der
Anzeige insbesondere eine verbindliche zeitliche Planung zu der jeweiligen
Baumalinahme vorlegen, aus welcher sich Baubeginn und Bauende ergeben.
Mit der Anzeige legt die SWU der Stadt zugleich alle Planunterlagen vor. Die
SWU stellt der Stadt — soweit vorhanden — dabei auch georeferenzierte Daten
zur Verfigung. Die Durchfiihrung einer angezeigten BaumalRnahme bedarf der
Zustimmung der Stadt (Uneingeschrénkter Zustimmungsvorbehalt). Wenn die
Stadt nicht innerhalb von sechs Wochen nach Eingang der vollstandigen Anzeige
die Zustimmung erklart oder verweigert oder bestimmte Anderungs- und
Anpassungsvorschlage oder Einwendungen vorbringt, gilt die Zustimmung zu der
Baumallnahme als erteilt und darf die SWU die Baumaflinahme entsprechend
der Anzeige durchfihren. Die SWU berlcksichtigt bei der weiteren Planung und
Durchfuhrung der BaumaRnahme und Bauarbeiten die Anderungs- und
Anpassungsvorschldge sowie Einwendungen der Stadt, soweit sie (sicherheits-
)technisch durchfihrbar und wirtschaftlich vertretbar sind, dem nicht zwingende
netzwirtschaftliche Belange oder gesetzliche Vorgaben entgegenstehen und sie
nicht zu einer gegenuber den Belangen der SWU unangemessenen Verzdgerung
der BaumaRRnahme flhren. Auf ausdricklichen Wunsch der Stadt, den diese
innerhalb von sechs Wochen nach Eingang der vollstdndigen Anzeige auliert,
wird SWU im Rahmen des umfassenden Koordinierungsprozesses fir jede
angezeigte BaumalRnahme konkrete Planungs- und Abstimmungsgesprache mit
der Stadt fihren. Im Falle von kurzfristigen Bauarbeiten gelten die vorstehenden
Verpflichtungen entsprechend; sofern die Frist von drei Monaten vor dem
geplanten Baubeginn aufgrund der Kurzfristigkeit der BaumafRnahme nicht
eingehalten werden kann, sind die genannten Informationen, Planunterlagen etc.
der Stadt schnellstmdglich zu tGbermitteln.

Auf Wunsch der Stadt erfolgt vor Beginn der Baumal3nahme eine gemeinsame
Besichtigung im Rahmen eines Ortstermins.

Zum Zwecke der Koordination bestimmt die SWU fur jede Baumafinahme einen
zentralen Ansprechpartner fur die Stadt, der fir samtliche Belange der jeweiligen
Baumallnahme zustdndig und verantwortlich ist und Uber die erforderlichen
Entscheidungsbefugnisse verfiigt.

Sofern die Stadt im Zeitraum und am Ort der von der SWU geplanten
Baumalinahme Stralenaufbriiche vornimmt, ist die SWU verpflichtet, diese auf
Wunsch  der Stadt gemeinsam mit der Stadt zu nutzen
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9)

h)

)

k)

(GemeinschaftsmalRnahmen) und sich an den Kosten verursachungsgerecht zu
beteiligen. Entsprechende Verpflichtungen Ubernimmt die SWU zugunsten
anderer Versorgungstrager im Vertragsgebiet (Gas, Wasser und Abwasser). Die
Vertragspartner gehen fir Gemeinschaftsmallnahmen davon aus, dass eine
verursachungsgerechte Kostenverteilung dann vorliegt, wenn sich die
Kostenverteilung nach dem Verhdaltnis der bei isolierter Betrachtung fir die
EinzelmalRnahme notwendigen Grabenbreite richtet. Die Vertragspartner werden
sich vor Beginn jeder GemeinschaftsmalRnahme Uber die konkrete
Kostenverteilung nach MalRgabe vorstehender Grundlagen verstandigen.

Auf Wunsch der Stadt fuhrt die SWU bei GemeinschaftsmaRnahmen — im
Rahmen des nach Konzessionsabgabenrecht Zuldssigen — in Kooperation mit
der Stadt gemeinsame Ausschreibungen von Baumafnahmen durch.

Die SWU ubernimmt auf Wunsch der Stadt gegen Zahlung eines angemessenen
Entgelts die Projektleitung fir Gemeinschaftsmalihahmen. Soweit die Stadt oder
ein Dritter die Projektleitung Ubernimmt, verpflichtet sich die SWU zur
konstruktiven Mitwirkung. Die Kosten fur die Projektleitung sollen jeweils
angemessen unter den an der Gemeinschaftsmaf3nahme Beteiligten aufgeteilt
werden. Die Einzelheiten bedirfen einer separaten Vereinbarung im Einzelfall.

Auf Wunsch der Stadt wird fur jede BaumaRnahme (sowohl Einzel- als auch
GemeinschaftsmaRnahmen) eine Arbeitsgruppe ,Koordinierung® eingerichtet,
welche zu gleichen Teilen mit Vertretern der Stadt und Vertretern der SWU
besetzt ist. Die Stadt wird den Wunsch innerhalb von 14 Tagen nach Anzeige der
Baumalnahme seitens der SWU auBern und einen Vorschlag fir die
Zusammensetzung der Arbeitsgruppe vorlegen. Sofern von der Stadt gewiinscht,
wird der Teilnehmerkreis durch Vertreter sonstiger, an der Baumalnahme
beteiligter bzw. von der BaumalRnahme betroffener Dritter (insbesondere
Anrainer und sonstige betroffene Birger) erweitert. Die Einzelheiten bedurfen der
Abstimmung der Vertragspartner im Einzelfall.

Fir den Fall, dass die vorstehend vereinbarten Informations- und
Koordinationspflichten auf Grund von Notfallen, in denen ein unverzigliches
Handeln erforderlich ist, nicht eingehalten werden kénnen, erfolgt unverziiglich
eine gegenseitige Unterrichtung.

Nach Beendigung jeder Baumalnahme erfolgt eine Abnahme nach 8§ 4 Abs. 10
des Konzessionsvertrages.

Bei sdmtlichen Ortsterminen (Besichtigungen, Besprechungen, Abnahmen etc.)
ist gemeinsam ein Protokoll in schriftlicher Form anzufertigen und von allen
Beteiligten zu unterschreiben.

Vorstehende Verpflichtungen der SWU bestehen entsprechend gegentiber den
rechtlich unselbststandigen Eigen- und Regiebetrieben der Stadt und von der
Stadt verwalteter rechtlich unselbstéandiger und selbstandiger Stiftungen,
insbesondere der Hospitalstiftung, sowie gegenuber Unternehmen, die
unmittelbar oder mittelbar zu 100 % im Eigentum der 6ffentlichen Hand stehen,
einem offentlichen Zweck sowie der Aufgabenerfillung der Stadt dienen und an
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denen die Stadt mehrheitlich beteiligt ist, soweit deren Belange durch
BaumalRnahmen der SWU betroffen sein kdnnen.

§2
1. Zur Verbesserung ihrer Zusammenarbeit vereinbaren die Vertragsparteien

a) die in dieser Nebenabrede vereinbarten Punkte gemeinsam zu bearbeiten und
in konkrete Ergebnisse umzusetzen,

b) in einem gemeinsamen kontinuierlichen Austauschformat konstruktiv und
kritisch aus den Erfahrungen zu lernen,

c) die erarbeiteten Erkenntnisse und Ergebnisse in verbindliche Verhaltensweisen
zu Uberfihren und in diese Nebenabrede einzuarbeiten,

d) entsprechend die dazu notwendigen Personen und Ressourcen zur Verfligung
zu stellen.

2. Die fur den Austausch notwendige Betreuung und Infrastruktur stellt die SWU bereit.

3. Die SWU wird bis zum 30.04.2022 einen gemeinsamen Auftakt initiieren und
durchfuhren. In diesem Auftakt werden die unter Punkt 1 aufgefiihrten Punkte
gemeinsam konkretisiert und festgelegt.

(Ort, Datum) (Ort, Datum)
Stadt Ulm, vertreten durch den Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH,
Oberbirgermeister Gunter Czisch vertreten durch die Geschaftsfuhrer

Wolfgang Rabe und Manfred Staib

K024_15720_220222_Cz_Anlage 2_Strom



	K024_15720_220222_Cz_Gutachten § 107_Strom
	K024_15720_220222_Cz_Konzessionsvertrag Strom_final
	K024_15720_220222_Cz_Anlage 2_Strom
	K024_15720_220228_Cz_Anlage 1_Strom.pdf
	1Datenschutzhinweis_der_ZVOB-1020.pdf
	Information zur Umsetzung der datenschutzrechtlichen Vorgaben nach der Daten- schutzgrundverordnung (DSGVO) bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch die Vergabestelle für Bauleistungen der Stadt Ulm
	1. Wer ist verantwortlich für die Datenverarbeitung?
	2. Wie sind die Kontaktdaten der/des Datenschutzbeauftragten?
	3. Was sind die Rechtsgrundlage und der Zweck der Verarbeitung der personenbezo- genen Daten?
	4. Welche personenbezogenen Daten werden verarbeitet?
	5. Wie verarbeiten wir diese Daten?
	6. Werden die personenbezogenen Daten weitergegeben?
	7. Wie lange werden personenbezogene Daten verarbeitet?
	8. Welche Rechte haben betroffene Personen?

	1Erklaerung_zu_ausbeuterischer_Kinderarbeit-1020.pdf
	Erklärung
	ankreuzen!





